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Neufassung der Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

Landeskirchenamt 
Az.: 3522/B 15-09 

Bielefeld, den 9. 2. 1967 

Mit Bezug auf unsere Verfügung vom 6. Januar 
1967 - Nr. 31612/B 15-09 (KABl. 1967 S. 10) geben 
wir nachstehend die Neufassung der Satzung be­
kannt: 

Satzung 
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland - Westfalen 

Auf Grund des § 1 Abs. 2 des Kirchengesetzes 
der Evangelischen Kirche von Westfalen über die 
Errichtung einer Zusatzversorgungskasse der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen und der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland vom 29. Oktober 1954 
(KABL W. S. 45/1955) und des § 1 Abs. 2 der Not­
verordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland 
über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
der Evangelischen Kirche von Westfalen und der 
Evangelischen Kirche im Rheinland vom 10. Dezem­
ber 1954 (KABl. R. S. 59/1955) wird folgende Satzung 
erlassen: 

I 

Aufbau und Verwaltung 

§ 1 

Rechtsnatur, Sitz und Zweck der Kasse 

(1) Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rhein­
lan - Westfalen ist eine kirchliche Einrichtung mit 
den Rechten einer rechtsfähigen Anstalt des öffent­
lichen Rechts (Gesetz über die Verleihung der Rechte 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts an die Kirch­
liche Zusatzversorgungskasse Rheinland - Westfa­
len vom 14. Juli 1964 GV NW S. 257 -). Sie hat 
ihren Sitz in Dortmund. 

(2) Die Kasse hat den Zweck, den Mitarbeitern 
im Sinne des Kirchengesetzes der Evangelischen 
Kirche von Westfalen vom 29. Oktober 1954 und der 
Notverordnung der Evangelischen Kirche im Rhein­
land vom 10. Dezember 1954 und ihren Hinte.r­
bliebenen eine zusätzliche Alters- und Hinterblie­
benenversorgung sowie ein Sterbegeld zu gewähren. 

(3) Als Arbeitgeber gehören der Kasse an: 
a) die Evangelische Kirche von Westfalen, die 

Evangelis~e Kirche im Rheinland, ihre Kirchen­
gemeinden und kirchlichen Verbände sowie deren 
Anstalten und Einrichtungen. 

b) die Lippische Landeskirche, ihre Kirchengemein­
den sowie deren Anstalten und Einrichtungen 
gemäß Vereinbarung zwischen den Leitungen 
der Evangelischen Kirche im Rheinland und der 
Evangelischen Kirche von Westfalen einerseits 
und der Leitung der Lippischen Landeskirche 
andererseits vom 20. 1. 1956, 

c) das Diakonische Werk, Innere Mission und Hilfs­
werk der Evangelischen Kirche im Rheinland 
e. V. und der Landesverband der. Inneren Mis­
sion der Evangelischen Kirche von Westfalen 
e. V. mit den ihnen 'angeschlossenen Anstalten 
und Einrichtungen, soweit sie gemäß der Verein­
barung zwischen den Leitungen der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland und der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen einerseits und den 
Landesverbänden der Inneren Mission im Rhein­
land und in Westfalen andererseits vom 12. 7. 
1955 beigetreten sind, 

d) das Diakonische Werk, Innere Mission und Hilfs­
werk der Lippischen Landeskirche e. V. mit den 
ihm angeschlossenen Anstalten und Einrichtun­
gen, soweit sie gemäß der Vereinbarung zwi­
schen den Leitungen der Evangelischen Kirche 
im Rheinland und der Evangelischen Kirche von 
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Westfalen einerseits und dem Landesverein für 
Innere Mission in Lippe andererseits vom 6. 4. 
1956 beigetreten sind. 

(4) Sonstige kirchliche Anstalten, Einrichtungen 
und Vereine können auf Grund von Vereinbarun­
gen der Kasse beitreten. 

§2 

Organe 

Die Organe der Kasse sind: 
a) der Vorstand, 
b) der Verwaltungsrat. 

§3 
Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern, 
für die je ein Stellvertreter zu wählen ist. 

(2) Die Mitglieder und Stellvertreter werden vom 
Verwaltungsrat gewählt. Die Wahl der Mitglieder 
erfolgt für die Dauer von 5 Jahren. Wiederwahl ist 
zulässig. 

(3) Der Vorstand bestellt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzen­
den. 

(4) Scheidet ein Vorstandsmitglied oder ein Stell­
vertreter vorzeitig aus dem Vorstand aus, so ist für 
die restliche Zeit ein neues Vorstandsmitglied oder 
ein Stellvertreter vom Verwaltungsrat zu wählen. 

(5) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn außer 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter min­
destens drei Mitglieder des Vorstandes anwesend 
sind. 

(6) Der Vorstand entscheidet mit Stimmenmehr­
heit. 

(7) Wer an dem Gegenstand der Beratung per­
sönlich beteiligt ist, darf bei der Verhandlung und 
Beschlußfassung nicht anwesend sein. Er kann vor 
der Beschlußfassung gehört werden. 

§4 

Rechtliche Stellung des Vorstandes 
und seine Aufgaben 

(1) Der Vorstand vertritt die Kasse im Rechts­
verkehr. Er besorgt nach Maßgabe der Satzung die 
Geschäfte der Kasse, stellt den Haushaltsplan und 
die Jahresrechnung auf und setzt den Umlagesatz 
(§ 16 Abs. 1) fest. Er beruft den Geschäftsführer und 
die erforderlichen Arbeitskräfte. 

(2) Erklärungen, welche die Kasse anderen ge­
genüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind 
namens der Kasse von dem Vorsitzenden oder sei­
nem Stellvertreter und zwei Mitgliedern des Vor­
standes zu unterzeichnen. 

(3) Die Vorstandsmitglieder und die Stellvertre­
ter haften der Kasse für ihre Geschäftsführung wie 
Vormünder ihren Mündeln. 

§5 
Sitzungen des Vorstandes 

(1) Die Sitzungen des Vorstandes finden nach 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahre statt. 
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Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung 
des Vorstandes beantragen, ist zu einer Sitzung ein­
zuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang 
des Antrages stattfinden muß. 

(2) Die Einladung zur Sitzung ergeht spätestens 
zwei Wochen vorher unter Angabe der Beratungs­
gegenstände. In Ausnahmefällen kann auf die Ein­
haltung der Frist verzichtet werden. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzung. Der Vor­
sitzende des Verwaltungsrates ist einzuladen. Der 
Geschäftsführer nimmt an der Sitzung teil. Der 
Vorsitzende des Verwaltungsrates und der Ge­
schäftsführer haben kein Stimmrecht. 

(4) Über die Sitzung wird eine Niederschrift ge­
fertigt. Diese Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
und zwei Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben. 

(5) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende 
eine schriftliche Beschlußfassung des Vorstandes 
herbeiführen, wenn kein Widerspruch erfolgt. 

§6 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 21 Mitglie­
dern. Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu 
berufen. 

(2) In den Verwaltungsrat berufen: 
a) die rheinische und die westfälische Kir.chenlei­

tung je zwei Mitglieder, 
b) die Tarifgemeinschaft evangelisch-kirchlicher 

Körperschaften in Rheinland und Westfalen sie­
ben Mitglieder, 

c) der Rheinisch-westfälische Verband der im evan­
gelisch-kirchlichen Dienst stehenden Mitarbeiter 
für die angestelltenversicherungspflichtigen Mit­
arbeiter sieben Mitglieder, 
für die invalidenversicherungspflichtigen Mitar­
beiter drei Mitglieder. 

Bei der Berufung der unter Buchstaben b) und 
c) genannten Mitglieder sirtd nach Möglichkeit die 
beiden Kirchengebiete nach dem Zahlenverhältnis 
ihrer Versicherten zu berücksichtigen. 

Die Berufung erfolgt auf die Dauer von fünf 
Jahren. Wiederberufung ist zulässig. 

Scheidet ein Mitglied oder sein Stellvertreter 
vorzeitig aus, so ist für die restliche Zeit eine Neu­
berufung vorzunehmen. Die Berufung der Mitglie­
der und der Stellvertreter kann zurückgenommen 
werden. 

(3) Der Verwaltungsrat bestellt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vor­
sitzenden. 

Er ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzen­
den oder seinem Stellvertreter mindestens elf Mit­
glieder anwesend sind. 

(4) Der Verwaltungsrat entscheidet mit Stim­
menmehrheit. 

§7 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben: 
a) Feststellung des Haushaltsplanes (§ 18) und der 

Jahresrechnung(§ 19), 



b) Entscheidung über Maßnahmen gern:§ 17 Abs. 4, 

c) Genehmigung des vom Vorstand festgesetzten 
Umlagesatzes (§ 4 Abs. 1), 

d) Erlaß von Richtlinien für die Anlegung und 
'Bewertung des Vermögens, 

e) Aufstellung von Grundsätzen für die Anwen­
dung des § 62 dieser Satzung, 

f) Wahl des Vorstandes(§ 3 Abs. 2), 

g) Beschlußfassung über Satzungsänderungen und 
Erlaß von Durchführungsvorschriften (§§ 72, 73). 

(2) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 8 

Sitzungen des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat wird mindestens einmal 
im Jahre einberufen. Wenn mindestens fünf Ver'­
waltungsratsmitglieder die Einberufung einer Sit­
zung unter schriftlicher Angabe der Beratungsge­
.genstände beim Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
beantragen, ist zu einer besonderen Sitzung einzu­
laden, die innerhalb eines Monats nach Eingang 
des Antrages stattfinden muß. 

(2) Die Einladung zur Sitzung ergeht spätestens 
zwei Wochen vorher unter Angabe der Beratungs­
gegenstände. In Ausnahmefällen kann auf die Ein­
haltung der Frist verzichtet werden. 

(3) Die Sitzung leitet der Vorsitzende des Ver­
waltungsrates oder sein Stellvertreter. Im übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5 ent­
sprechend. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes und der Ge­
schäftsführer nehmen in der Regel an den Sitzun­
gen teil. 

(5) Die Vorschrift des§ 3 Abs. 7 gilt entsprechend. 

§9 

Schiedsausschuß 

(1) Die Kirchenleitungen bestellen im Einverneh­
men mit der Tarifgemeinschaft evangelisch-kirch­
licher Körperschaften in Rheinland und Westfalen 
und dem Vorstand des Rheinisch-westfälischen Ver­
bandes der im evangelisch-kirchlichen Dienst ste­
henden Mitarbeiter jeweils auf die Dauer von fünf 
Jahren einen Schiedsausschuß, der aus dem Vor­
sitzenden und zwei Beisitzern besteht. Je ein Stell­
vertreter ist zu bestellen. 

(2) Der Vorsitzende und sein Vertreter müssen 
die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst besitzen. Ein Beisitzer muß dem 

.Kreis der Arbeitgeber, der andere dem Kreis der 
Mitarbeiter angehören. 

(3) Der Schiedsausschuß entscheidet über die in 
§§ 70 und 71 genannten Streitigkeiten, vorbehaltlich 
des staatlichen Rechtsweges. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem 
Schiedsausschuß aus, so ist für die restliche Zeit 
ein neues Mitglied oder ein Stellvertreter nach den 
Bestimmungen des Absatzes 1 zu bestellen. Wieder­
holte Bestellung ist zulässig. 

§ 10 
Rechtsstellung der Mitglieder der Organe 

· und des Schiedsausschusses 
(1) Mitglied des Vorstandes, des Verwaltungs­

rates und des Schiedsausschusses kann nur ein Ge­
meindeglied der Evangelischen Kirche im Rhein­
land oder der Evangelischen Kirche von Westfalen 
sein, das für das Presbyteramt befähigt ist. 

(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in d~n Orga­
nen und in dem Schiedsausschuß ist nicht zulässig. 

(3) Die Mitglieder der Organe der Kasse und 
des Schiedsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Ih­
nen dürfen keine Darlehen gewährt werden. Sie 
haben Anspruch auf Reisekostenvergütung nach den 
für die Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen 
geltenden Bestimmungen (Stufe II). Etwaiger Ver­
dienstausfall wird erstattet. · 

§ 11 
Aufsicht 

(1) Die Leitungen der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und der Evangelischen Kirche von West~ 
falen führen die Aufsicht über die Kasse. Die Auf­
sicht erstreckt sich insbesondere darauf, daß sich 
die Tätigkeit der Organe nicht gegen kirchliche oder 
staatliche Vorschriften, die Satzung oder Belange 
der Kasse richtet. Die Kirchenleitungen sind berech­
tigt, Beschlüsse der Organe, die hiergegen versto­
ßen, aufzuheben. Sie bedienen sich bei der Prüfung 
der Kasse und der Jahresrechnung ihrer Rechnungs­
prüfungsämter. 

(2) Der Kultusminister des· Landes Nordrhein­
Westfalen führt im Einvernehmen mit dem Minister 
für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr die allge­
meine staatliche Aufsicht über die Kasse. Die Fach­
aufsicht über die Kasse führt der Minister für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

(3) Ist. ein Organ der Kasse für längere Zeit be­
hindert oder weigert es sich, den gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen Verpflichtungen nachzukommen, 
so haben die Kirchenleitungen Bevollmächtigte für 
die Dauer der Behinderung oder Weigerung zu be­
stellen. Diese nehmen die Aufgaben der Organe 
nach Maßgabe der Satzung wahr. 

(4) Der Genehmigung der Kirchenleitungen un­
terliegen: 
a) der Haushaltsplan der Kasse(§ 18), 
b) die Richtlinien für die Anlegung und Bewertung 

des Vermögens (§ 7 Abs. 1 Buchst. d), 
c) der Umlagesatz (§ 16). 

Die Jahresrechnung (§ 19) wird den Kirchen­
leitungen zur Erteilung der Entlastung vorgelegt 
(§ 7 Abs. 1 Buchst. a). Die Richtlinien für die An­
legung und Bewertung des Vermögens bedürfen der 
Zustimmung der Fachaufsichtsbehörde (Absatz 2). 

(5) Die Kirchenleitungen treten zur Erfüllung 
der ihnen nach dem Kirchengesetz der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen vom 29. Oktober 1954 
und der Notverordnung der Evangelischen Kirche 
im Rheinland vom 10. Dezember 1954 und dieser 
Satzung obliegenden Aufgaben zu einer gemein­
samen Sitzung zusammen, wenn bei getrennter Be­
schlußfassung keine Übereinstimmung erzielt wer­
den konnte. Gegen die einmütige Stellungnahme 
der erschienenen Mitglieder einer der beiden Kir­
chenleitungen kann kein Beschluß gefaßt werden. 
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§ 12 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 13 

Auflösung der Kasse 

(1) Die Kasse kann nur im Benehmen mit dem 
Vorstand des Rheinisch-westfälischen Verbandes 
der im evangelisch-kirchlichen Dienst stehenden 
Mitarbeiter durch Beschluß der Leitungen der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland und der Evange­
lischen Kirche von Westfalen mit Zustimmung des 
Kultusministers und des Ministers für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein­
Westfalen aufgelöst werden. 

(2) Im Falle der Auflösung fällt der nach Erfül­
lung der Verbindlichkeiten verbleibende Vermö­
gensüberschuß entsprechend den Beiträgen des letz­
ten Jahres aus dem Bereich der beiden Landes­
kirchen an diese mit der Auflage, ihn für Zwecke 
der Alters- und Hinterbliebenenversorgung der 
nichtbeamteten Mitarbeiter zu verwenden. 

II 

Finanzverfassung 

§ 14 

Versicherungsvermögen und Umlagevermögen 

(1) Als Deckungsmassen für die Leistungen der 
Kasse und ihre Verwaltungskosten bestehen bei der 
Kasse ein Versicherungsvermögen und ein Umlage­
vermögen. 

(2) Das Versicherungsvermögen wird aus den 
Pflichtversicherungsbeiträgen und den Versiche­
rungsbeiträgen zur freiwilligen Weiterversicherung 
gebildet. 

(3) Das Umlagevermögen wird aus den Umlage­
beiträgen gebildet. 

(4) Das Versicherungsvermögen und das Umlage­
vermögen sind getrennt zu verwalten und abzu­
rechnen (§ 19). 

§ 15 

Ausgaben aus dem Versicherungsvermögen 
und dem Umlagevermögen 

(1) Aus dem Versicherungsvermögen werden 
folgende Leistungen gezahlt: 
a) die Versicherungsrenten, 
b) die Teile der Versorgungsrenten in Höhe der 

Beträge gemäß § 39 Abs. 3, § 51 Abs. 5 und § 52 
Abs.4, 

c) die Erhöhungsbeträge zu den Versorgungsrenten 
gemäß § 39 Abs. 4, § 51 Abs. 6 und § 52 Abs. 5, 

d) bei Abfindungen gemäß § 60 die Abfindungs­
beträge für Versicherungsrenten und der Teil 
der Abfindungsbeträge, der auf die Leistungen 
nach Buchstabe b und c entfällt, 

e) die Beträge bei Beitragserstattung und Beitrags­
rückzahlungen nach § 31 und § 32 Abs. 1 und 
Abs.3, 
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f) die Beträge, die an eine andere Zusatzversor­
gungseinrichtung nach § 33 übergeleitet werden. 

g) Leistungen gemäß § 84 Abs. 4 u. 5. 

(2) Alle übrigen Leistungen der Kasse und die 
Verwaltungskosten werden aus dem Umlagever­
mögen aufgebracht. 

§ 16 

Ermittlung des Umlagesatzes 

(1) Der Umlagesatz wird von den Organen der 
Kasse jeweils sechs Monate vor Beginn eines neuen 
Deckungsabschnittes (Abs. 2) festgesetzt. Er bedarf 
der Genehmigung der Kirchenleitungen. Fünf Jahre 
nach Beginn jedes Deckungsabschnittes ist der Ver­
sorgungsbeitragssatz zu überprüfen. 

(2) Ein Deckungsabschnitt beträgt 10 Jahre. 

(3) Der erste Deckungsabschnitt beginnt am Tage 
des Inkrafttretens dieser Satzung. Für diesen Ab­
schnitt wird ein Umlagesatz von 4,5 v. H. festgesetzt. 

§ 17 

Versicherungsvermögen 

(1) Das Versicherungsvermögen muß jederzeit 
einen solchen Stand aufweisen, daß es unter Hinzu­
rechnung der künftigen Einnahmen aus Pflichtver­
sicherungsbeiträgen und Versicherungsbeiträgen zur 
freiwilligen Weiterversicherung sowie der Zinsein­
nahmen aus dem Versicherungsvermögen zur Dek­
kung der auf der Kasse ruhenden und in Zukunft 
noch entstehenden Verpflichtungen zur Aufbrin­
gung der in § 15 Abs. 1 aufgeführten Leistungen 
voraussichtlich ausreicht (offenes Deckungsplanver­
fahren). 

(2) Der Rechnungszinsfuß für die Ermittlung der 
künftigen Einnahmen aus dem Versicherungsver­
mögen ist nach dem von der Fachaufsichtsbehörde 
vorgeschriebenen Satz zu bemessen. 

(3) Für das Versicherungsvermögen ist in Zeit­
abständen von fünf Jahren eine versicherungstech­
nische Bilanz anzufertigen. Die erste versicherungs­
technische Bilanz wird als Eröffnungsbilanz zum 
Inkrafttreten dieser Satzung erstellt. 

(4) Der Verwaltungsrat entscheidet, welche Fol­
gerungen aus dem Ergebnis der versicherungstech­
nischen Bilanz zu ziehen sind. Ein entsprechender 
Beschluß bedarf der Genehmigung der Kirchenlei­
tungen und der Fachaufsichtsbehörde. Die Fachauf­
sichtsbehörde und die Kirchenleitungen können den 
Verwaltungsrat zu einer Entscheidung auffordern. 

§ 18 

Verwaltungskosten 

Die Verwaltungskosten (Personal- und Sachauf­
wand der Kasse) sind für jedes Geschäftsjahr im 
voraus durch einen Haushaltsplan zu veranschlagen. 
Die Verwaltungskosten werden aus dem Umlage­
vermögen aufgebracht (§ 15 Abs. 2). 



§ 19 

Rechnungslegung 

Die Kasse hat nach Ablauf eines jeden Geschäfts­
jahres über ihre sämtlichen Einnahmen und Aus­
gaben in dem zurückliegenden Geschäftsjahr eine 
Jahresrechnung zu erstellen. 

Zur Jahresrechnung gehören 
a) Rechnung über das Versicherungsvermögen, 
b) Rechnung über das Umlagevermögen, 
c) Rechnung über die Verwaltungskosten. 

m 
Versicherungsverhältnis 

§ 20 

Versicherte 

Die der Kasse angeschlossenen Arbeitgeber (§ 1 
Abs. 3) sind verpflichtet, alle Mitarbeiter (§ 1 
Abs. 2), die 
a) das 17. Lebensjahr vollendet haben, 
b) mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeits­

zeit beschäftigt werden, 
c) vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an bei 

Unterstellung seines Fortbestandes bis zur Voll­
endung des 65. Lebensjahres die Wartezeit(§ 36) 
erfüllen können, wobei frü.here Versicherungs­
zeiten, die auf die Wartezeit angerechnet wer­
den, zu berücksichtigen sind, 

bei der Kasse anzumelden. 

§ 21 

Nachversicherung 

(1) Scheidet ein Arbeitnehmer aus einem Be­
schäftigungsverhältnis aus, während dessen er nach 
§ 22 Abs. 1 Buchst. a versicherungsfrei war, ohne 
daß ihm nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen 
Regelungen eine lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfindung oder seinen Hinter­
bliebenen eine diesen Vorschriften, Grundsätzen 
oder Regelungen entsprechende Versorgung auf­
grund des Beschäftigungsverhältnisses gewährt 
wird, so ist er für die Zeit, in der er sonnt ver­
sicherungspflichtig gewesen wäre, nachzuversichern 
(§ 29 Abs. 1). 

(2) Die Nachversicherung unterbleibt für die Zei­
ten, die im Beamtenverhältnis zurückgelegt worden 
sind. Sie unterbleibt ferner, wenn der Arbeitnehmer 
das Ausscheiden selbst verschuldet oder wenn er 
selbst gekündigt hat. Die Nachversicherung entfällt 
auch, wenn bei dem Ausscheiden des Arbeitneh­
mers durch Tod keine Hinterbliebenen im Sinne 
der §§ 44, 45 und 46 vorhanden sind oder auch bei 
Durchführung der Nachversicherung keine Hinter­
bliebenenrente nach den Vorschriften dieser Sat­
zung zu zahlen wäre. 

(3) Die Nachversicherung wird aufgeschoben, 
wenn der Arbeitnehmer im unmittelbaren Anschluß 
an das Ausscheiden in ein Beschäftigungsverhältnis 
zu einem der Kasse angeschlossenen Arbeitgeber 
oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, 

mit der ein Überleitungsabkommen besteht, über­
tritt, für das er wiederum nach § 22 Abs. 1 Buchsta­
be a oder einer entsprechenden Vorschrift der Sat­
zung der anderen Kasse versicherungsfrei ist. Die 
Nachversicherung wird weiter aufgeschoben, wenn 
die versicherungsfreie Beschäftigung nur vorüberge­
hend unterbrochen wird. Der Arbeitgeber hat dem 
ausscheidenden Arbeitnehmer eine Aufschubbe­
scheinigung über die Zeit der bei ihm verbrachten 
versicherungsfreien Beschäftigung sowie die ge­
zahlten Arbeitsentgelte auszustellen, für die ohne 
die Versicherungsfreiheit Pflichtversicherungsbei­
träge hätten entrichtet werden müssen. Eine Aus­
fertigung dieser Bescheinigung ist der Kasse zu 
übermitteln. 

(4) Die Zeiten, für die im Wege der Nachver­
sicherung Versicherungsbeiträge nachentrichtet 
werden, stehen Zeiten eines Pflichtversicherungs­
verhältnisses gleich. 

§ 22 
Versicherungsfreiheit 

(1) Ein Mitarbeiter kann nicht versichert werden, 
wenn er 
a) eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf le­

benslängliche Versorgung nach beamtenrecht­
lichen Vorschriften oder Grundsätzen oder ent­
sprechenden kirchenrechtlichen Regelungen min­
destens in Höhe der beamtenrechtlichen Mindest­
versorgungsbezüge hat und dem Hinterbliebe­
nenversorgung gewährleistet ist, oder 

b) als früherer Beamter einen Unterhaltsbeitrag 
auf Lebenszeit und nach seinem Tod für seine 
Hinterbliebenen auf die Dauer der gesetzlichen 
Bezugszeiten bewilligt erhalten hat, wenn die 
Unterhaltsbeiträge mindestens die Höhe der 
beamtenrechtlichen Mindestversorgung errei­
chen, oder 

c} für das bei dem angeschlossenen Arbeitgeber 
bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetz­
licher, tariflicher oder vertraglicher Vorschrift 
einer anderen öffentlich-rechtlichen Zusatzver­
sorgungseinrichtung angehören muß, oder 

d) bei Beginn des Arbeitsverhältnisses das 65. Le­
bensjah:r vollendet hat, oder 

e) nach § 1228 Abs. 1 Nr. 3 RVO oder nach § 4 
Abs. 1 Nr. 4 AVG oder§ 30 Abs. 1 Nr. 3 RKG 
versicherungsfrei ist. 

(2) Absatz 1 Buchstabe a gilt nicht für den Ar­
beitnehmer, der nur Anspruch auf Witwen-, Wit­
wer- und Waisengeld hat, Buchstabe b nicht für den 
Arbeitnehmer, der als Witwe, Witwer und Waise 
nur einen Unterhaltsbeitrag erhält. 

(3) Versicherungsfrei ist ein Arbeitnehmer, des­
sen Arbeitsverhältnis voraussichtlich nicht länger 
als zwölf Monate dauern wird. Wird das Arbeits­
verhältnis über diesen Zeitpunkt hina1.1s verlängert 
oder. fortgesetzt, so tritt bei Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 20 Versicherungspflicht vom Zeit­
punkt der· Verlängerung oder Fortsetzung an ein. 
Die Versicherungspflicht tritt vom Beginn der Be­
schäftigung an ein, wenn der Arbeitnehmer inner­
halb einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach 
dem Zeitpunkt der Verlängerung oder Fortsetzung 
dem Arbeitgeber schriftlich erklärt, daß er rück-
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wirkend versichert werden will, und wenn bei Be­
ginn der Beschäftigung die Voraussetzungen des 
§ 20 vorgelegen haben. 

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt nicht, wenn für den Ar­
beitnehmer bis zum Beginn des Arbeitsverhältnisses 
bei der Kasse oder einer anderen Zusatzversor­
gungseinrichtung, von der die Versicherungsbei­
träge übergeleitet werden, ein Pflichtversicherungs­
verhältnis, eine freiwillige Weiterversicherung oder 
eine beitragsfreie Versicherung bestanden hat. 

(5) Ferner ist in den ersten drei Jahren des 
kirchlichen Dienstes das Haus- und Wirtschafts­
personal von der Versicherungspflicht ausgenom­
men, soweit es sich um Hilfspersonal handelt. Die 
vor Vollendung des 17. Lebensjahres im kirchlichen 
Dienst verbrachte Zeit wird' auf diese drei Jahre 
angerechnet. Auf Antrag des Mitarbeiters ist sowohl 
Nachversicherung als auch sofortige Versicherung 
unter Berücksichtigung des § 20 Abs. 1 zulässig. Die 
Beitragszahlung regelt sich in diesem Falle nach 
§ 29 Abs. 3. 

(6) Von der Versicherungspflicht werden auf 
ihren Antrag mit Zustimmung des Arbeitgebers be­
freit: 
a) Mitglieder von Schwesternschaften und Diako­

nenanstal ten, 
b) Mitarbeiter, die auf Grund durch Gesetz ange­

ordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflich­
tungen Mitglieder einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 
AVGsind, 

c) Mltarbeiter, die freiwilliges Mitglied einer öf­
fentlich-rechtlichen berufsständigen Versiche­
rungs- oder Versorgungseinrichtung sind, 

d) Mitarbeiter, die in der knappscha:l:tlichen Ren­
tenversicherung pflichtversichert oder zu Weiter­
versicherung in der knappschaftlichen Renten­
versicherung berechtigt sind oder eine laufende 
Rente aus der knappschaftlichen Rentenversiche­
rung einschließlich einer Knappschaftsausgleichs­
leistung beziehen oder die Anwartschaft auf eine 
knappschaftliche Rentenleistung erworben ha­
ben. 

(7) Ein von der Zusatzversicherungspflicht be­
freiter Mitarbeiter kann, auch wenn er das Arbeits­
verhältnis wechselt, nicht mehr versichert werden, 
solange die zur Befreiung geführten Gründe vor­
liegen. 

§ 23 

Beginn und Ende der Versicherungspflicht 

(1) Die Pflicht zur Versicherung beginnt mit dem 
Tage, an dem ihre Voraussetzungen erfüllt sind 
(§ 20), bei einem vor Vollendung des 17. Lebens­
jahres eingestellten Arbeitnehmer mit dem Ersten 
des Monats, in den der Geburtstag fällt, frühestens 
jedoch mit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses. 

(2) Die Pflicht zur Versicherung endet mit dem 
Tage, an dem ihre Voraussetzungen entfallen (§ 20) 
oder der Versicherte von der Versicherungspflicht 
befreit worden ist. 

(3) Die Versicherungspflicht endet ferner mit 
Ablauf des Tages, der dem Tage vorangeht, von 
dem an auf Grund des Eintritts des Versicherungs-
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falles der Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit 
oder der Vollendung des 65. Lebensjahres Rente zu 
gewähren ist. 

(4) Wird ein Arbeitnehmer, der das 65. Lebens­
jahr vollendet, über diesen Zeitpunkt hinaus wei- · 
terbeschäftigt, weil die sachlichen Voraussetzungen 
für das Erlangen des Altersruhegeldes aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung nicht vorliegen oder 
die Wartezeit (§ 36) nicht erfüllt ist, so bleibt die 
Versicherungspflicht bis zur Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses bestehen. 

.§ 24 
Freiwillige Weiterversicherung 

(1) Endet ein Pflichtversicherungsverhältnis oder 
erlischt der Anspruch des Versicherten auf Ver­
sicherungsrente oder Versorgungsrente, so kann er 
sich im unmittelbaren Anschluß an das Pflichtver­
sicherungsverhältnis oder das Erlöschen des Renten­
anspruches freiwillig weiterversichern, wenn die 
Wartezeit erfüllt ist. Bei nichterfüllter Wartezeit 
kann der Vorstand die freiwillige Weiterversiche­
rung zulassen. 

(2) Die freiwillige Weiterversicherung ist aus­
geschlos·sen, wenn 
a) der Versicherte einen Anspruch auf Versiche­

rungsrente oder Versorgungsrente besitzt, 
b) der Versicherte im unmittelbaren Anschluß an 

das beendete Pflichtversicherungsverhältnis bei 
der Kasse oder einer anderen Zusatzversor­
gungseinrichtung, mit der ein Überleitungsab­
kommen besteht, erneut versicherungspflichtig 
wird, 

c) das Pflichtversicherungsverhältnis nach § 22 
Abs. 6 erloschen ist, 

d) der erloschene Anspruch auf Versicherungsrente 
aus einer beitragsfreien Versicherung herrührte, 

e) der Versicherte die Erstattung der Versiche­
rungsbeiträge beantragt hat. 
(3) Der Antrag auf Weiterversicherung ist bin­

nen 6 Monaten nach Beendigung des Pflichtversiche­
rungsverhältnisses oder nach Erlöschen des An­
spruches auf Versicherungsrente schriftlich bei der 
Kasse zu stellen. 

(4) Die freiwillige Weiterversicherung kann von 
dem Versicherten jederzeit schriftlich gekündigt 
werden; sie endet dann mit Ablauf des Monats, für 
den der letzte Beitrag entrichtet worden ist. Der 
Vorstand kann das Versicherungsverhältnis für be­
endet erklären, wenn ein freiwillig Weiterversi­
cherter mit mindestens drei Monatsbeiträgen im Ver­
zuge ist und der Aufforderung zur Zahlung der 
fälligen Beiträge innerhalb eines Monats nicht 
nachkommt. 

(5) Die freiwillige Weiterversicherung endet fer­
ner, wenn der Versicherte bei der Kasse oder einer 
anderen Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein 
Überleitungsabkommen besteht, erneut versiche­
rungspflichtig wird, oder wenn der Versicherungs­
fall eintritt. Der Versicherte ist verpflichtet, der 
Kasse unverzüglich unter Angabe des Beginns der 
Beschäftigung und des Arbeitgebers den Abschluß 
eines Arbeitsvertrages mit einem der Kasse oder 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, mit 
der ein Überleitungsabkommen besteht, angeschlos­
senen Arbeitgeber anzuzeigen. 



§ 25 

Beitragsfreie Versicherung 

(1) Hat ein Versicherter nach § 24 Abs. 1 und 
Abs. 2 Buchst. d nicht die Möglichkeit zur freiwilli­
gen Weiterversicherung oder macht er von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch oder endet die frei­
willige Weiterversicherung nach § 24 Abs. 4 und 
läßt er sich die Versicherungsbeiträge nicht erstat­
ten, so bleibt er beitragsfrei versichert. 

(2) Eine beitragsfreie Versicherung entsteht nicht, 
a) wenn der Versicherte einen Anspruch auf Ver­

sicherungsrente oder Versorgungsrente besitzt, 
b) wenn der Mitarbeiter auf seinen eigenen Antrag 

hin von der Versicherungspflicht befreit worden 
ist. 

(3) Die beitragsfreie Versicherung endet, 
a) wenn der Versicherte bei der Kasse oder einer 

anderen Zusatzversorgungseinrichtung, mit der 
ein Überleitungsabkommen besteht, wieder ver­
sicherungspflichtig wird, 

b) wenn ein Anspruch auf Versicherungsrente en~ 
steht, 

c) wenn der Versicherte die Erstattung der Ver­
sicherungsbeiträge beantragt. 

§ 24 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

IV 

Versicherungsbeiträge und Umlagen 

§ 26 

Pflichtversicherungsbeiträge und Umlagen 

Der Arbeitgeber hat an die Kasse Pflichtver­
sicherungsbeiträge und Umlagen zu entrichten. 

§ 27 

Pflichtversicherungsbeiträge 

(1) Der Pflichtversicherungsbeitrag setzt sich 
zusammen aus einem Arbeitnehmeranteil (Absätze 
2-4) und einem Arbeitgeberanteil (Absätze 5 u. 6). 

(2) Der Arbeitnehmeranteil beträgt 1,5 v. H. des 
nach Absatz 7 maßgebenden Arbeitsentgelts. 

(3) Ist ein Angestellter in der Rentenversiche­
rung der Angestellten weder pflichtversichert noch 
in der seinem Gehalt entsprechenden Beitragsklasse 
freiwillig weiterversichert, so erhöht sich der Ar­
beitnehmeranteil um 7 v. H. des Arbeitsentgelts, 
höchstens jedoch um 7 v. H. der jeweiligen Beitrags­
bemessungsg.renze in der Rentenversicherung der 
Angestellten. Der Erhöhungsbetrag nach Satz 1 ver­
mindert sich .um den Arbeitnehmeranteil zu einer 
anderweitigen Zukunftssicherung im Sinne des§ 39 
Abs. 2 Satz 1 Buchs. c oder d, in Höhe des Zu­
schusses des Arbeitgebers zu dieser Zukunftssiche­
rung. 

(4} Ändert sich der allgemeine Beitragssatz in 
der Rentenversicherung der Angestellten (§ 112 
AVG), so ändert sich der Vomhundertsatz nach 
Absatz 3 jeweils in demselben Verhältnis. 

(5) Der Arbeitgeberanteil beträgt 1 v. H. des nach 
Absatz 7 maßgebenden Arbeitsentgelts. 

(6) Ist der Angestellte wegen Überschreitens der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze in der Rentenversiche­
rung der Angestellten versicherungsfrei und nicht 
in der jeweils höchsten Beitragsklasse (§ 115 A VG} 
freiwillig versichert, so erhöht sich der Arbeitgeber­
anteil um einen Betrag in Höhe der Hälfte des Bei­
trages dieser Beitragsklasse. Der Erhöhungsbetrag 
vermindert sich um den Zuschuß des Arbeitgebers 
zu einer anderweitigen Zukunftssicherung nach § 39 
Abs. 2, Satz 1, Buchst. c oder d. 

(7) Maßgebendes Arbeitsentgelt für die Beitrags­
bemessung ist der lohnsteuerpflichtige Arbeitslohn. 
Als Arbeitsentgelt gelten aber nicht 

a) die Kinderzuschläge, 

b) die Aufwendungen des Arbeitgebers für eine 
Zukunftssicherung des Arbeitnehmers, 

c) die Krankengeldzuschüsse. 

Hat der Arbeitnehmer für einen Lohnabrech­
nungszeitraum oder für einen Teil eines solchen 
Anspruch auf Krankengeldzuschuß, so gilt für die­
sen Zeitraum als Arbeitsentgelt im Sinne des Satzes 
1 der Urlaubslohn für die Tage, für die der Arbeit­
nehmer Anspruch auf Lohn oder Krankengeldzu­
schuß hat. 

(8) Der Arbeitgeber ist gegenüber der Kasse 
Schuldner des Gesamtbeitrages; er hat den Gesamt­
beitrag· an die Kasse abzuführen. Die Kasse kann 
die Richtigkeit und Vollständigkeit der Beitrags­
entrichtung an Ort und Stelle nachprüfen. Für Lohn­
abrechnungszeiträume, die länger als drei Monate 
zurückliegen, hat der Arbeitgeber auch den Arbeit­
nehmeranteil zu tragen, es sei denn, daß der Arbeit­
nehmer nach § 22 Abs. 3 Satz 3 oder § 22 Abs. 5 
Satz 3 .rückwirkend versichert wird oder der Arbeit­
nehmeranteil wegen eines Verschuldens des Arbeit-
nehmers nicht einbehalten worden ist. · 

(9) Die für jeden Kalendermonat angefallenen 
Pflichtversicherungsbeiträge sind vom Arbeitgeber 
spätestens bis zum 10. des folgenden Monats an die 
Kasse zu entrichten. Bei nicht rechtzeitiger Abfüh­
rung kann die Kasse Verzugszinsen in · Höhe von 
6 v. H. jährlich erheben. 

§ 28 

Umlagen 

Die Umlagen werden in Höhe des nach§ 16 von 
der Kasse jeweils festgesetzten Satzes aus der Sum­
me der nach § 27 Abs. 7 der Bemessung der Pflicht­
versicherungsbeiträge zugrunde liegenden Arbeits­
entgelte der pflichtversicherten Arbeitnehmer erho­
ben. Die Umlagen sind vom Arbeitgeber allein zu 
tragen und jeweils zusammen mit den Pflichtver­
sicherungsbeiträgen für denselben Zeitraum wie 
diese zu entrichten. 

§ 27 Absatz 9 Satz 2 .gilt entsprechend. 

§ 29 

Nachversicherung 

(1) In den Fällen des § 21 Abs. 1 hat der Arbeit­
geber die Pflichtversicherungsbeiträge für die Zei­
ten der versicherungsfreien Beschäftigung bei ihm 
und bei anderen Arbeitgebern, für die die Nach-
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versicherung aufgeschoben worden war, in der Höhe 
zu entrichten, in der sie zu entrichten gewesen wä­
ren, wenn der Arbeitnehmer pflichtversichert gewe­
sen wäre. Der Arbeitgeber hat die nachzuentrichten­
. den Pflichtversicherungsbeiträge allein zu tragen. 
Der Eintritt eines Versicherungsfalles steht de.r 
Nachentrichtung nicht entgegen. 

(2) Hat ein Arbeitgeber die rechtzeitige Anmel­
dung von versicherungspflichtigen Mitarbeitern un­
terlassen, so sind die Versicherungsbeiträge und die 
Umlagen vom Eintritt der Voraussetzungen für die 
Versicherungspflicht an in der Höhe zu entrichten, 
in der sie zu entrichten gewesen wären, wenn der 
Mitarbeiter rechtzeitig angemeldet worden wäre. 
Der Mitarbeiter hat seinen Anteil an den Versiche­
rungsbeiträgen höchstens für 3 Monate nachzuent­
richten, darüber hinaus trägt der Arbeitgeber auch 
den Arbeitnehmeranteil des Beitrages. 

(3) Im Falle der Nachversicherung gemäß § 22 
Abs. 5 sind die Versicherungsbeiträge und die Um­
lagen in der Höhe nachzuentrichten, in der sie zu 
entrichten gewesen wären, wenn der Mitarbeiter 
vom Beginn der Voraussetzungen gemäß § 20 Abs. 
1 an versichert gewesen wäre. Der Mitarbeiter hat 
den Arbeitnehmeranteil des Versicherungsbeitrages 
selbst zu zahlen. 

(4) Die nachentrichteten Beiträge gelten als 
rechtzeitig entrichtete Pflichtversicherungsbeiträge. 
Die für jedes Kalenderjahr nachentrichteten Bei­
träge sind jedoch vom Ersten des jeweils folgenden 
Kalenderjahres an bis zur Nachentrichtung mit 
jährlich 6 v. H. vom Arbeitgeber zu verzinsen. 

§ 30 

Versicherungsbeitrag 
zur freiwilligen Weiterversicherung 

(1) Der Versicherte hat bei der Abgabe der Er­
klärung über die Weiterversicherung (§ 24 Abs. 3) 
mitzuteilen, in welcher Höhe er Versicherungs­
beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung ent­
richten will; der Monatsbeitrag für die freiwillige 
Weiterversicherung muß einen durch fünf teilbaren 
Betrag in Deutscher Mark ausmachen. Er darf 
jedoch 2,5 v. H. des Arbeitsentgeltes für den letz­
ten Kalendermonat, für den der freiwillig Weiter­
versicherte während seines Pflichtversicherungs­
verhältnisses sein regelmäßiges Arbeitsentgelt be­
zogen hat, nicht überschreiten. Der Monatsbeitrag 
darf auf den nächsten vollen Fünf-DM-Betrag auf­
gerundet werden. 

(2) Die Beiträge zur freiwilligen Weiterversiche­
rung sind am 1. eines jeden Monats fällig. 

§ 31 

Erstattung der Pflichtversicherungsbeiträge 
und der Versicherungsbeiträge 

zur freiwilligen Weiterversicherung 

(1) Der Versicherte, dessen Pflichtversicherungs­
verhältnis oder dessen freiwillige Weiterversiche­
rung geendet hat, kann die Erstattung der Pflicht­
versicherungsbeiträge und der Versicherungsbei­
träge zur freiwilligen Weiterversicherung beantra­
gen, wenn er keinen Anspruch auf Versicherungs­
rente oder Versorgungsrente besitzt. Der Antrag 
kann jederzeit gestellt werden. Das Recht, die Bei-
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tragserstattung zu beantragen, erlischt zwölf Mo­
nate nach Vollendung des 65. Lebensjahres, in den 
Fällen des § 23 Abs. 4 jedoch erst zwölf Monate 
nach Beendigung des Pflichtversicherungsverhält­
nisses. 

(2) Der Antrag kann nur auf die Erstattung der 
gesamten Beiträge gestellt und nicht widerrufen 
werden. Hat die Kasse Rentenleistungen. gewährt, 
so werden nur die nach Fortfall des Reritenbezugs 
entrichteten Beiträge erstattet. Rechte aus Beiträgen, 
die vor dem Rentenbezug entrichtet worden sind, 
erlöschen mit der Antragstellung. 

(3) Die Beitragserstattung ist ausgeschlossen, 
wenn erneut ein Pflichtversicherungsverhältnis bei 
der Kasse begründet worden ist oder ienn der 
Kasse bekannt ist, daß für den Antragsteller bei 
einer anderen Zusatzversorgungskasse, mit der ein 
Überleitungsabkommen besteht, ein Pflichtversiche­
rungsverhältnis besteht. 

(4) Stirbt der Versicherte, der den Antrag ge­
stellt hat, vor der Beitragserstattung, geht der An­
spruch auf die in § 57 Abs. 1 genannten Hinter­
bliebenen über, auch wenn sie zur Zeit des Todes 
des Versicherten nicht zu seiner häuslichen Gemein­
schaft gehört hatten. Zahlung an einen der Hinter­
bliebenen bringt den Anspruch der übrigen Berech­
tigten gegen die Kasse zum Erlöschen. 

(5) Nach dem Tode eines freiwillig oder beitrags­
frei Versicherten sind, wenn kein Anspruch auf 
Versicherungsleistungen besteht, den Personen, die 
die Kosten der Bestattung getragen haben, die 
Pflichtversicherungsbeiträge und die Versicherungs­
beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung bis 
zur Höhe ihrer Aufwendungen zu erstatten, jedoch 
nicht mehr als die Beiträge der letzten beiden Ka­
lenderjahre vor dem Todesfall, in denen Beiträge 
entrichtet worden sind. Die Beitragserstattung ist 
innerhalb einer Frist von 12 Monaten nach dem Tod 
des Versicherten zu beantragen. Die Zahlung an 
einen Berechtigten wirkt gegenüber allen Berech­
tigten. 

(6) Mit der Erstattung der Beiträge erlöschen 
sämtliche Rechte des Versicherten gegen die Kasse. 

(7) Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet. 

§ 32 

Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen 

(1) Pflichtversicherungsbeiträge und Versiche­
rungsbeiträge zur freiwilligen Weiterversicherung, 
die ohne Rechtsgrund geleistet wurden, begründen 
keinen Anspruch auf Versicherungsleistungen. Sie 
werden dem Einzahler zurückgezahlt. 

(2) Umlagen, die ohne Rechtsgrund entrichtet 
worden sind, werden dem Arbeitgeber zurück­
gezahlt. 

(3) Hat sich eine Versicherte nach § 1304 RVO, 
§ 83 A VG oder § 96 RKG Beiträge erstatten 

lassen, so begründen die bis zu dem Zeitpunkt der 
Beitragserstattung in der Rentenversicherung zu 
der Kasse entrichteten Pflichtversicherungsbeiträge 
keinen Anspruch auf Leistungen. Die Beiträge sind 
der Versicherten zurückzuzahlen. 

( 4) Die Beiträge und Umlagen werden ohne Zin­
sen zurückgezahlt. 



§ 33 

Überleitung von Versicherungsbeiträgen 
und von Versicherungszeiten 

(1) Die Kasse kann durch Überleitungsabkommen 
mit anderen Zusatzversorgungseinrichtungen ver­
einbaren, daß Pflichtversicherungsbeiträge und Ver­
sicherungsbeiträge zur freiwilligen Weiterversiche­
rung, die für einen Versicherten vor dem Wechsel 
der Zusatzversorgungseinrichtung entrichtet wor­
den sind, gegenseitig übernommen werden. 

(2) Versicherungsbeiträge, die auf Grund des 
Absatzes 1 von einer anderen Zusatzversorgungs­
einrichtung auf die Kasse übergeleitet worden sind, 
gelten als zur Kasse entrichtet. 

(3) Zeiten, für die Pflichtversicherungsbeiträge 
auf Grund des Absatzes 1 an die Kasse übergeleitet 
worden sind, gelten als Zeiten eines Pflichtver­
sicherungsverhältnisses bei der Kasse. 

V 

Versicherungsleistungen 

§ 34 

Leistungsarten 
Die Kasse gewährt als Versicherungsleistungen 

1. Versicherungsrenten und Versorgungsrenten für 
Versicherte, für Witwen von Versicherten, für 
Witwer von Versicherten und für Waisen von 
Versicherten, 

2. Kinderzuschläge, 

3. Sterbegeld, 

4. Abfindungen. 

§ 35 

Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente 

(1) Tritt bei einem Versicherten, der die Warte­
zeit (§ 36) erfüllt hat, der Versicherungsfall (§ 37) 
ein und ist er in diesem Zeitpunkt 

a) freiwillig weiterversichert oder beitragsfrei ver­
sichert, so erwirbt er Anspruch auf V e.rsiche­
rungsrente für Versicherte (Versicherungsren­
tenberechtigter}, 

b) pflichtversichert, so erwirbt er Anspruch auf Ver­
sorgungsrente für Versicherte (Versorgungsren­
tenberechtigter). 

(2) Eine Versicherte, die ein Altersruhegeld nach 
§ 1248 Abs. 3 RVO, § 25 Abs. 3 A VG oder § 48 Abs. 
3 RKG erhält, gilt als bei Eintritt dieses Versiche­
rungsfalles pflichtversichert, wenn ihr Pflichtver­
sicherungsverhältnis bis zu dem Tage bestanden hat, 
an dem die sachlichen Voraussetzungen dieser Vor­
schriften eingetreten sind. Entsprechendes gilt in 
den Fällen des § 37 Abs. 2, Satz 3. 

(3) Als pflichtversichert im Sinne des Absatzes 1 
Buchstabe b gilt bei Eintritt des Versicherungsfalles 
der Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis nach 
tarifverträglichen Vorschriften infolge von Witte­
rungseinflüssen oder sonstiger höherer Gewalt oder 
durch die Beendigung der Saison ohne Kündigung 

beendet worden ist und der bei Wiederaufnahme 
der Arbeit Anspruch auf Wiedereinstellung hätte, 
wenn nicht der Versichrungsfall eingetreten wäre. 
Dies gilt nicht, wenn das Pflichtversicherungsver­
hältnis auch ohne Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses aus einem anderen Grunde, als dem Eintritt 
des Versicherungsfalles, geendet hätte. 

(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen des Ab­
satzes 3 ist durch eine Bescheinigung des letzten 
Arbeitgebers nachzuweisen. 

(5) Der Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente entsteht nicht, wenn der Versi­
cherte seine Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä­
higkeit absichtlich herbeigeführt hat. 

(6) Neben einer Rente wegen Erwerbsunfähig­
keit wird eine Rente wegen Berufsunfähigkeit nicht 
gewährt. Neben Renten nach § 37 Abs. 1 Buchst. c 
und d und§ 37 Abs. 2 Satz 3 werden keine Renten 
wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
gewährt. 

§ 36 

Wartezeit 

(1) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn für 60 Kalen­
dermonate Versicherungsbeiträge entrichtet worden 
sind. 

Kalendermonate, für die nur teilweise Beiträge 
entrichtet sind, werden voll angerechnet. Mehrere 
für einen Kalendermonat entrichtete Beiträge zäh­
len als Beitrag für einen Monat. 

(2) Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn Berufs­
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder der Tod 
durch einen Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen 
Unfallversicherung eingetreten ist, der mit dem dem 
Pflichtversicherungsverhältnis zugrunde liegenden 
Arbeitsverhältnis zusammenhängt. 

§ 37 

Versicherungsfall 

(1) Der Versiche.rungsfall tritt ein, wenn der Ver­
sicherte 
a) berufsunfähig im Sinne der Vorschriften der ge­

setzlichen Rentenversicherung wfrd, 
b) erwerbsunfähig im Sinne der Vorschriften der 

gesetzlichen Rentenversicherung wird, 
c} Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 2 oder 3 RVO, 

§ 25 Abs. 2 oder 3 A VG oder § 48 Abs. 2 oder 3 
RKGerhält, 

d) das 65. Lebensjahr vollendet, in den Fällen des 
§ 23 Abs. 4 jedoch erst mit der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses. 

(2) Der Versicherungsfall tritt bei dem Versi­
cherten, der das 60. Lebensjahr vollendet, aber kei­
nen Anspruch auf Altersruhegeld nach§ 1248 Abs. 
2 RVO, § 25 Abs. 2 A VG oder § 48 Abs. 2 RKG hat, 
auch dann ein, wenn für mindestens 180 Kalender­
monate Pflichtversicherungsbeiträge entrichtet sind 
und der Versicherte seit mindestens zwölf Kalen­
dermonaten ununterbrochen arbeitslos im Sinne des 
AVAVG ist. Der Nachweis der Arbeitslosigkeit ist 
durch eine Bescheinigung des Arbeitsamtes zu füh­
ren. Der Versicherungsfall tritt bei der Versicher­
ten, die das 60. Lebensjahr vollendet, aber keinen 
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Anspruch auf Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 3 
RVO, § 25 Abs. 3 A VG oder § 48 Abs. 3 RKG hat, 
auch dann ein, wenn für mindestens 180 Kalender­
monate Pflichtversicherungsbeiträge entrichtet wor­
den sind, von denen mindestens 121 auf die letzten 
240 Kalendermonate vor der Antragstellung entfal­
len, und ein Arbeitsverhältnis nicht mehr besteht. 
Satz 3 gilt nicht, wenn die Versicherte nur deshalb 
keinen Anspruch auf das vorgezogene Altersruhe­
geld besitzt, weil sie den hierfür erforderlichen An­
trag nicht gestellt hat. 

(3) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buch­
staben a oder b vorliegen, ist nachzuweisen 

a) von Versicherten, die in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung versichert sind und dort die 
Wartezeit erfüllt haben, durch den Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers, 

b) von Versicherten, die in der gesetzlichen Renten­
versicherung nicht versichert sind oder dort die 
Wartezeit nicht erfüllt haben, durch das Gutach­
ten eines Amtsarztes oder eines sonst im Beam­
tenverhältnis stehenden Arztes. 
Die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit gilt als an 

dem Tage eingetreten der in dem Bescheid des Ren­
tenversicherungsträgers oder im Falle des Buchsta­
ben b im Gutachten angegeben ist. Ist der Tag in 
dem Bescheid nicht angegeben, so gilt die Berufs­
oder Erwerbsunfähigkeit als an dem Tage eingetre­
ten, von dem an die Rente aus der Rentenversiche­
rung gewährt wird; ist der Tag, an dem die Berufs­
oder Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist, in dem 
Gutachten des Amtsarztes oder des sonst im Beam­
tenverhältnis stehenden Arztes nicht angegeben, so 
gilt die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit als an dem 
Tage eingetreten an dem der begutachtende Arzt 
festgestellt hat, daß der Pflichtversicherte berufs­
oder erwerbsunfähig ist. 

§ 38 

Höhe der Versicherungsrente 

(1) Als monatliche Versicherungsrente werden 
1,25 v. H. der Summe der bis zum Beginn der Ver­
sicherungsrente (§ 58) entrichteten Versicherungs­
beiträge gezahlt. 

(2) Treten bei einem Versicherungsrentenberech­
tigten erneut Voraussetzungen ein, unter denen 
nach§ 37 Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 1 Versicherungs­
rente zu gewähren ist, so wird seine Versicherungs­
rente neu berechnet. 

§ 39 

Höhe der Versorgungsrente 

(1) Als monatliche Versorgungsrente wird der 
Betrag gezahlt, um den die Summe der in Absatz 2 
genannten Bezüge hinter der nach den §§ 40-42 
errechneten Gesamtversorgung zurückbleibt. 

(2) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind 

a) die Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähig­
keit oder das Altersruhegeld aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung mit Ausnahme der 
Kinderzuschüsse, der Erhöhungen nach den Ren­
tenanpassungsgesetzen und der Steigerungsbe-
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träge aus Beiträgen zur Höherversicherung, es 
sei denn, daß qiese Beiträge auf Zeiten entfal­
len, die nach§ 78 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b als ge­
samtversorgungsfähig angerechnet worden sind, 

b) die Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung mit Ausnahme der Kinderzuschüsse 
und der Erhöhungen nach den Rentenanpas­
sungsgesetzen, soweit sie den Betrag überschrei­
tet, der bei gleicher Erwerbsminderung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz als Grundrente zu 
gewähren wäre, höchstens jedoch ein Betrag in 
Höhe von 50 v. H. des gesamtversorgungsfähi­
gen Entgelts(§ 42), 
c) 1,25 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 
Abs. 5 als Zuschuß zu den Beiträgen zu einer 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Ver­
sorgungseihrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 
A VG gezahlt hat, 

d) 1,25 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 
Abs. 5 als Zuschuß zu einer Lebensversicherung 
des Pflichtversicherten gezahlt hat. 
Treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen 

nach Buchstabe b zusammen und sind die Bezüge 
nach Buchstabe a niedriger als 50 v. H. des gesamt­
versorgungsfähigen Entgelts, bleibt die Summe die­
ser Bezüge unberücksichtigt, soweit sie 50 v. H. des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts überschreitet, 
mindestens aber der Betrag, der bei gleicher Er­
werbsminderung nach dem Bundesversorgungsge­
setz als Grundrente zu gewähren wäre; 

treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen 
nach Buchstabe b zusammen und sind die Bezüge 
nach Buchstabe a höher als 50 v. H. des gesamt­
versorgungsfähigen Entgelts, werden ausschließlich 
diese Bezüge berücksichtigt. 

(3) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
nicht monatlich den Betrag von 1,25 v. H. der Sum­
me der bis zum Beginn der Versorgungsrente(§ 58) 
entrichteten Pflichtversicherungsbeiträge, so ist die­
ser Betrag als Versorgungsrente zu zahlen. 

(4) Die Versorgungsrente erhöht sich monatlich 
um den Betrag von 1,25 v. H. der Summe der auf 
Grund einer freiwilligen Weiterversicherung (§ 24) 
entrichteten Beiträge. 

(5) Tritt bei einem Versorgungsberechtigten ein 
neuer Versicherungsfall im Sinne des § 37 Abs. 1 
ein, wird die Versorgungsrente neu berechnet. Als 
neuer Versicherungsfall gilt es auch, wenn der Ver­
sorgungsrentenberechtigte nach Eintritt des Ver­
sicherungsfalles nach § 37 Abs. 1 Buchstabe d erst­
malig ein Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 1 RVO, 
§ 25 Abs. 1 A VG, § 48 Abs. 1 Nr. 1 RKG erhält. 

§ 40 

Ermittlung der Gesamtversorgung 

(1) Die Gesamtversorgung wird auf der Grund­
lage der gesamtversorgungsfähigen Zeit und des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts ermittelt. 

(2) Die Gesamtversorgung beträgt bis zur Voll­
endung einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von 
zehn Jahren 35 v. H. des gesamtversorgungsfähi­
gen Entgelts. Sie steigt in den folgenden 15 Jahren 



der gesamtversorgungsfähigen Zeit um jährlich 2 
v. H. und in den folgenden weiteren Jahren der ge­
samtversorgungsfähigen Zeit um jährlich 1 v. H. bis 
zu höchstens 75 v. H. des gesamtve,rsorgungsfähi­
gen Entgelts. 

(3) Hat der Versicherte beim Eintritt des Ver­
sicherungsfalles das 50: Lebensjahr vollendet und 
ist die nach § 41 Abs. 1 und 2 gesamtversorgungs­
fähige Zeit kürzer als die Zeit von der Vollendung 
des 50. Lebensjahres bis zum Eintritt des Versiche­
rungsfalles, so beträgt die Gesamtverso.rgung für je­
des Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit 2 v. H. 
des gesamtversorgungsfähigen Entgelts; Absatz 2 
gilt nicht. Satz 1 ist nicht anzuwenden in den Fällen 
des § 39 Abs. 5, wenn die Gesamtversorgung für den 
vorangegangenen Versicherungsfall oder Berech­
nungsfall nach Absatz 2 berechnet war. 

(4) Ist der Versicherungsfall wegen Berufsunfä­
higkeit eingetreten, so beträgt die Gesamtversor­
gung 80 v. H. des nach Absatz 2 oder Absatz 3 er­
rechneten Betrages. Wird ein Versorgungsrentenbe­
rechtigter, der die Versorgungsrente wegen Er­
werbsunfähigkeit erhält, berufsunfähig, so wird die 
Gesamtversorgung von diesem Zeitpunkt an um ein 
Fünftel gekürzt. 

(5) Für den Versorgungsrentenberechtigten, 
a) bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbs­

unfähigkeit nach Vollendung des 40. Lebensjah­
res oder bei dem der Versicherungsfall nach§ 37 
Abs. 1 Buchst. c oder d oder Absatz 2 Satz 3 
eingetreten ist und 

b) der während der letzten 15 dem Eintritt des Ver­
sicherungsfalles vorangegangenen Jahre unun­
terbrochen bei der Kasse pflichtversichert gewe­
sen ist und 

c) mit dem keine kürzere als die jeweilige regel-
mäßige Arbeitszeit vereinbart war, 

ist Gesamtversorgung mindestens das Mindestruhe­
gehalt eines kinderlos verheirateten Bundesbeamten 
(Ortsklasse A) gemäß § 118 Abs. 1 Satz 3 Bundes­
beamtengesetz, jedoch höchstens 75 v. H. des ge­
samtversorgungsfähigen Entgelts. Als Unterbre­
chung im Sinne des Satzes 1 Buchst. b gilt nicht eine 
Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den in 
§ 35 Abs. 3 genannten Fällen oder durch einen Son­
derurlaub ohne Fortzahlung von Arbeitsentgelt bis 
zur Dauer von sechs Monaten. 

§ 41 

Gesamtversorgungsfähige Zeit 

(1) Gesamtversorgungsfähig sind die Zeiten, in 
denen bei der Kasse ein Pflichtversicherungsver­
hältnis bestanden hat, soweit für sie Pflichtversiche­
rungsbeiträge entrichtet sind. § 36 Abs. 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(2) Für Mitarbeiter, die am 1. Januar 1955 in die 
Kasse aufgenommen worden sind, gilt die schon vor­
her ununterbrochen im kirchlichen Dienst verbrach- " 
te Zeit als gesamtversorgungsfähig. 

(3) Als gesamtversorgungsfähig gelten ferner 
a} bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der 

eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält, die Zeiten, die ihrer Berechnung 

zugrunde liegen - abzüglich der Zeiten nach 
den Absätzen 1 und 2 - zur Hälfte; sind für den 
Versorgungsrentenberechtigten, der eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, 
für Zeiten, für die keine Beiträge zur gesetz­
lichen Rentenversicherung entrichtet worden 
sind, Beiträge zu einer Lebensversicherung (§ 39 
Abs. 2 Buchst. d) entrichtet worden, so sind diese 
Zeiten den Zeiten, die der Berechnung seiner ge­
setzlichen Rente zugrunde liegen, hinzuzurech­
nen. 

b) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der 
keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält, die Hälfte der von ihm nachgewie­
senen Zeiten 

aa) einer Pflichtmitgliedschaft bei einer öffent­
lich-rechtlichen Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 
A VG, während derer der Angestellte nach 
dieser Vorschrift von der Versicherungs­
pflicht in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung befreit war, soweit sich ein Arbeitge­
ber im Sinne des § 66 Abs. 5 an der Auf­
bringung der Beiträge beteiligt hat, 

bb) während der Beiträge zu einer Lebensver­
sicherung entrichtet worden sind, soweit sich 
ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 Abs. 5 an 
der Aufbringung der Beiträge beteiligt hat, 

cc) einer nach Vollendung des 17. Lebensjahres 
liegenden abgeschlossenen Fachschul- oder 
Hochschulausbildung bis zu zehn Jahren, 

dd) erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, 
dem zivilen Ersatzdienst oder in der frühe­
ren deutschen Wehrmacht oder dem Reichs­
arbeitsdienst sowie Zeiten der Dienstlei­
stung im Sinne des § 8 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Zivilschutzkorps 
(aktive Dienstpflicht und Übungen), 

ee) des Kriegsdienstes im V erb an de der frühe­
ren deutschen Wehrmacht, 

ff) die im Soldatenverhältnis in der Bundes­
wehr oder in der früheren deutschen Wehr­
macht (einschließlich Reichswehr) zurück­
gelegt sind, sowie Zeiten im Reichsarbeits­
dienst und als Angehöriger des Zivilschutz­
korps, soweit sie nicht nach Buchst. dd oder 
ee als gesamtversorgungsfähige Zeit gelten, 

gg) einer Kriegsgefangenschaft als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszu­
gehöriger, 

hh) einer auf Kriegszustand beruhenden Zivil­
internierung oder Gefangenschaft als deut­
scher Staatsangehöriger oder deutsche.r 
Volkszugehöriger nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres; 

ii) einer stationären Lazarett- oder Kranken­
hausbehandlung, die sich an die Entlassung 
aus dem Kriegsdienst oder aus einer Kriegs­
gefangenschaft unmittelbar angeschlossen 
haben und die wegen einer anerkannten 
Gesundheitsschädigung im Sinne des § 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes erforderlich wa­
ren; 

kk) einer Internierung oder eines Gewahrsams 
bei nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder 
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nach § 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes 
berechtigten Personen, 

11) einer Freiheitsentziehung im Sinne des § 43 
des Bundesentschädigungsgesetzes, einer an­
schließenden Krankheit oder unverschulde­
ten Arbeitslosigkeit, sowie Zeiten der durch 
Verfolgungsmaßnahmen im Sinne des ge­
nannten Gesetzes hervorgerufenen Arbeits­
losigkeit oder eines Auslandsaufenthaltes bis 
zum 31. Dezember 1949, wenn der Versicher­
te Verfolgter im Sinne des § 1 des Bundes­
entschädigungsgesetzes ist, 

soweit diese Zeiten nicht zugleich gesamtversor­
gungsfähig nach Absatz 1 und Absatz 2 sind. 

(4) Die Zeiten des Absatzes 3 sind jeweils nach 
Monaten und Tagen zu berechnen und zusammenzu­
zählen. Je 30 Tage sind ein Monat. Ein verbleiben­
der Rest ist als voller Monat zu werten. 

(5) Die Anzahl der Monate nach den Absätzen 1, 
2 und 3 sind zusammenzuzählen. Je zwölf Monate 
sind ein Jahr gesamtversorgungsfähiger Zeit. Bei 
einem verbleibenden Rest werden sieben und mehr 
Monate als ein Jahr berücksichtigt. Ein verbleiben­
der Rest von weniger als sieben Monaten bleibt un­
berücksichtigt. 

§ 42 

Gesamtversorgungsfähiges Entgelt 

(1) Gesamtversorgungsfähiges Entgelt ist der 
nach den Sätzen 2 und 3 berechnete monatliche 
Durchschnitt der Arbeitsentgelte, für die für den 
Versorgungsrentenberechtigten in den letzten · drei 
Kalenderjahren vor dem Jahr des Eintritts des Ver­
sicherungsfalles Pflichtversicherungsbeiträge ent­
richtet worden sind. Das Arbeitsentgelt eines jeden 
dieser drei Kalenderjahre ist um den Vomhundert­
satz zu erhöhen oder zu vermindern, um den sich 
nachAblauf jedes dieser drei Kalenderjahre bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles die Versorgungsbe­
züge der Versorgungsempfänger des Bundes, deren 
Versorgungsbezügen ein Grundgehalt nicht zugrun­
de liegt, infolge von Veränderungen der wirtschaft­
lichen Verhältnisse allgemein erhöht oder vermin­
dert haben. Die Summe der so ermittelten jähr­
lichen Arbeitsentgelte ist durch die Zahl der Bei­
tragsmonate im Berechnungszeitraum zu teilen und 
auf volle Deutsche Mark aufzurunden. 

(2) Hat der Versorgungsrentenberechtigte inner­
halb des in Absatz 1 Satz 1 genannten Berechnungs­
zeitraums kein beitragspflichtiges A.rbeitsentgelt 
bezogen, so ist gesamtversorgungsfähig das Arbeits­
entgelt, das er in dem Monat, in dem der Versiche­
rungsfall eingetreten ist, bezogen hätte, wenn er 
während des ganzen Monats beschäftigt gewesen 
wäre. Der Monatsbetrag ist auf volle Deutsche Mark 
aufzurunden. 

(3) Sind für den Versorgungsrentenberechtigten 
in den 25 dem Eintritt des Versicherungsfalles vor­
angegangenen Kalenderjahren für mindestens 180 
Kalendermonate Pflichtversicherungsbeiträge ent­
richtet worden, so ist gesamtversorgungsfähiges 
Entgelt, wenn dies günstiger ist, ein Zwölftel der 
für den Pflichtversicherten in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung maßgebenden Rentenbemessungs­
grundlage (§ 1255 RVO, § 32 A VG, § 54 RKG). Der 
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Monatsbetrag ist auf volle Deutsche Mark aufzurun­
den. 

(4) Übersteigt das gesamtversorgungsfähige Ent­
gelt nach Absatz 1 oder Absatz 2 die Beitragsbemes­
sungsgrenze für Monatsbezüge, die bei Eintritt des 
Versicherungsfalles in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung gilt, so ist gesamtversorgungsfähiges Ent­
gelt das um 20 v. H. des die Beitragsbemessungs­
grenze übersteigenden Betrages. gekürzte gesamt­
versorgungsfähige Entgelt nach Absatz 1 oder Ab­
satz 2. Der Monatsbetrag ist auf volle Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(5) In den Fällen des § 39 Abs. 5 ist gesamtver­
sorgungsfähiges Entgelt das entsprechend § 43 er­
höhte oder verminderte gesamtversorgungsfähige 
Entgelt, das der Berechnung der Gesamtversorgung 
bei Eintritt des vorangegangenen Versicherungsfal­
les oder Berechnungsfalles zugrunde lag, wenn sich 
nicht nach den allgemeinen nach § 39 Abs. 5 Satz 1 
anzuwendenden Vorschriften für den Zeitpunkt des 
neuen Berechnungsfalles ein höheres gesamtversor­
gungsfähiges Entgelt ergibt. 

§ 43 

Erhöhung oder Verminderung 
der Versorgungsrente 

Werden die Bezüge der Versorgungsempfänger 
des Bundes, deren Versorgungsbezügen ein Grund­
gehalt nicht zugrunde liegt, infolge von Verände­
rungen der wirtschaftlichen Verhältnisse allgemein 
erhöht oder vermindert, so wird die sich für den 
Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles aus" 
§ 39 Abs. 1 ergebende Versorgungsrente zum selben 
Zeitpunkt und im gleichen Ausmaß erhöht oder 
vermindert. Ist die Versorgungsrente bereits nach 
Satz 1 erhöht oder vermindert worden, so ist für die 
weitere Anwendung dieser Vorschrift jeweils von 
der erhöhten oder verminderten Versorgungsrente 
auszugehen. § 39 Abs. 3 bleibt unberührt. 

§ 44 

Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Witwen 

(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit er­
füllt hat und bis zu seinem Tode freiwillig weiter­
versichert oder beitragsfrei versichert ist, oder ein 
Versicherungsrentenberechtigter, so hat die Witwe 
Anspruch auf Versicherungsrente für Witwen (ver­
sicherungsrentenberechtigte Witwe). Der Anspruch 
der Witwe wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Rentenanspruch des Versicherungsrentenbe-
rechtigten im Zeitpunkt des Todes ruhte. · 

(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit er­
füllt hat oder bei dem sie als erfüllt gilt und der 
im Zeitpunkt seines Todes pflichtversichert ist oder 
als pflichtversichert gilt, oder ein Versorgungsren­
tenberechtigter, so hat die Witwe Anspruch auf Ver­
sorgungsrente für Witwen (versorgungsrentenbe­
rechtigte Witwe). Der Anspruch der Witwe wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Rentenan­
spruch des Versorgungsrentenberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes ruhte. 

(3) Ein Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Witwen besteht nicht, wenn 



a) die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei 
Monate gedauert hat, es sei denn, daß nach den 
besonderen Umständen des Falles die Annahme 
nicht gerechtfertigt ist, daß es der alleinige oder 
überwiegende Zweck der Heirat ·war, der Witwe 
eine Rente zu verschaffen, oder 

b) die Ehe nach dem Eintritt des Versicherungs­
falles und nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
des Ehemannes geschlossen worden ist, es sei 
denn, daß im Zeitpunkt der Eheschließung ein 
Kind aus einer früheren Ehe des Verstorbenen 
der elterlichen Betreuung. bedurfte oder daß aus 
der Ehe ein Kind hervorgegangen ist, oder 

c) die Witwe den Tod des Ehemannes vorsätzlich 
herbeigeführt hat. 

(4) Anspruch auf Versicherungsrente oder Ver­
sorgungsrente für Witwen hat auch die schuldlos 
oder aus überwiegendem Verschulden des verstor­
benen Ehemannes geschiedene Ehefrau, die im Falle 
des Fortbestehens der Ehe Versicherungsrente nach 
Absatz 1 oder Versorgungsrente nach Absatz 2 er­
halten hätte, wenn ihr der Verstorbene im letzten 
Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat oder 
am Todestage aufgrund einer rechtskräftigen Ent­
scheidung oder einer Unterhaltsvereinbarung Unter­
halt zu leisten hatte. War der Verstorbene im Zeit­
punkt seines Todes in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung versichert und hatte er dort die Warte­
zeit erfüllt oder erhielt er in diesem Zeitpunkt eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, so 
gilt Satz 1 nur dann, wenn die frühere Ehefrau 
Rente nach § 1265 RVO, § 42 A VG oder § 65 RKG 
erhält. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die 
einer schuldlos geschiedenen gleichgestellte frühe­
re Ehefrau des Verstorbenen, dessen Ehe aufgeho­
ben oder für nichtig erklärt worden ist. Absatz 3 
Buchstabe c gilt entsprechend. 

§ 45 

Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Witwer 

(1) § 44 gilt entsprechend für 

a) den Witwer einer verstorbenen Versicherten 
oder Versicherungsrentenberechtigten oder Ver­
sorgungsrentenberechtigten, wenn die Verstor­
bene im Jahr vor ihrem Tod den Familienunter­
halt überwiegend getragen oder, falls die Ehe­
gatten getrennt gelebt haben, dem Ehemann auf­
grund einer rechtskräftigen Entscheidung oder 
Unterhaltsvereinbarung Unterhalt zu leisten 
hatte, und 

b) den schuldlos oder aus überwiegendem Verschul­
den der Versicherten oder Versicherungsrenten­
berechtigten oder Versorgungsrentenberechtigten 
geschiedenen Ehemann der Verstorbenen, wenn 
die Verstorbene ihm im letzten Jahr vor ihrem 
Tode Unterhalt geleistet hat oder am Todestage 
aufgrund einer rechtskräftigen Entscheidung 
oder einer Unterhaltsvereinbarung Unterhalt zu 
leisten hatte, und 

c) den einem schuldlos geschiedenen gleichgestell­
ten früheren Ehemann einer Versicherten oder 
Versicherungsrentenberechtigten oder Versor­
gungsrentenberechtigten, deren Ehe aufgehoben 

oder für nichtig erklärt worden ist, wenn die 
Voraussetzungen des Buchstaben b vorliegen. 
(2) An die Stelle der Versicherungs- oder Ver­

sorgungsrente für Witwen im Sinne dieser Satzung 
tritt die Versicherungsrente oder Versorgungsrente 
für Witwer, an die Stelle der Witwe tritt der Wit­
wer. 

§ 46 

Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Waisen 

(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit 
erfüllt hat und der im Zeitpunkt seines Todes frei­
willig weiterversichert oder beitragsfrei versichert 
ist, oder ein Versicherungsrentenberechtigter, so ha­
ben die unverheirateten Kinder Anspruch auf Ver­
sicherungsrente für Waisen, wenn sie das 18. Le­
bensjahr noch nicht vollendet haben (versicherungs­
rentenberechtigte Waisen). Darüber hinaus besteht 
Anspruch auf Versicherungsrente für Waisen, wenn 
und solange sich die unverheiratete Waise in Schul­
oder Berufsausbildung befindet oder ein freiwilli­
ges soziales Jahr nach dem Gesetz zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres leistet, bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres, oder wenn die 
unverheiratete Waise bei Vollendung des 18. Le­
bensjahres infolge körperlicher oder geistiger Ge­
brechen außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, 
solange dieser Zustand dauert. Ist die Schul- oder 
Berufsausbildung durch Erfüllung der gesetzlichen 
Wehr- oder Ersatzdienstpflicht oder durch die Lei­
stung eines freiwilligen sozialen Jahres verzögert 
worden, so ist die Versicherungsrente für die Waise 
auch für einen der Dauer dieses Dienstes entspre­
chenden Zeitraum über das 25. Lebensjahr hinaus 
zu gewähren. 

(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit er­
füllt hat oder bei dem sie als erfüllt gilt und der im 
Zeitpunkt seines Todes pflichtversichert ist oder als 
pflichtversichert gilt, oder ein Versorgungsrenten­
berechtigter, so haben die unverheirateten Kinder 
unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
Anspruch auf Versorgungsrente für Waisen (versor­
gungsrentenberechtigte Waisen). 

(3) Der Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Waisen wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Rentenanspruch des Ver­
sicherungsrentenberechtigten oder Versorgungsren­
tenberechtigten im Zeitpunkt des Todes ruhte. 

(4) Kinder im Sinne der Absätze 1 und 2 sind 
a) die ehelichen Kinder, 
b) die für ehelich erklärten Kinder, 
c) die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
d) die Kinder aus nichtigen Ehen, 
e) uneheliche Kinder. 
des Verstorbenen. Uneheliche Kinder eines männ­
lichen Versicherten oder Versicherungsrentenbe­
rechtigten oder Versorgungsrentenberechtigten ha­
ben die Vaterschaft des Verstorbenen durch gericht­
liche Entscheidung über das Bestehen der Vater­
schaft oder der Unterhaltspflicht oder durch Vater­
schaftsanerkenntnis nachzuweisen. 

(5 Ein Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Waisen besteht nicht für eine 
Waise, die den Tod des Verstorbenen vorsätzlich 
herbeigeführt hat. 
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(6) Hat die Waise einen Anspruch auf Versiche­
rungsrente oder auf Versorgungsrente für Waisen 
sowohl aus dem Versicherungsverhältnis des Vaters 
als auch aus dem der Mutter, so wird nur die höhere 
Versicherungsrente oder Versorgungsrente für Wai­
sen gezahlt. 

(7) Der Anspruch einer Waise auf Versicherungs­
rente oder Versorgungsrente für Waisen wird nicht 
dadurch berührt, daß sie ein Dritter an Kindes statt 
annimmt. Ist der Dritte ein Versicherter, ein Ver­
sicherungsrentenberechtigter oder ein Versorgungs­
rentenberechtigter, so erhält die Waise nach seinem 
Tode nur dann eine neue Versicherurigsrente oder 
Versorgungsrente für Waisen, wenn diese höher ist; 
die bisherige Versicherungsrente oder Versorgungs­
rente für Waisen erlischt in diesem Fall. 

§ 47 

Anspruch auf 
Versicherungsrenten und Versorgungsrenten 
für Witwen und Waisen bei Verschollenheit 

(1) Anspruch auf Versicherungsrente oder Ver­
sorgungsrente für Witwen und Waisen (§ 44, § 46) 
besteht auch dann, wenn der Versicherte oder Ver­
sicherungsrentenberechtigte oder Versorgungsren­
tenberechtigte verschollen ist. Sterbegeld wird 
nicht gewährt. 

(2) War der Versicherte oder Versicherungsren­
tenberechtigte oder. Versorgungsrentenberechtigte 
in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
und hatte er dort die Wartezeit erfüllt, ist er von 
dem Zeitpunkt an verschollen, von dem an Rente 
wegen Verschollenheit aus der gesetzlichen Renten­
versicherung gewährt wird. 

War der Versicherte oder Versicherungsrenten­
berechtigte oder Versorgungsrentenberechtigte in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert 
oder hatte er dort die Wartezeit nicht erfüllt, ist der 
Versicherte oder Versicherungsrentenberechtigte 
oder Versorgungsrentenberechtigte mit Ablauf des 
Monats verschollen, in dem sein Aufenthalt seit 
einem Jahr unbekannt ist, ohne daß Nachrichten 
darüber vorliegen, ob er in dieser Zeit noch gelebt 
hat oder gestorben ist, sofern nach den Umständen 
hierdurch ernstliche Zweifel an seinem Fortleben 
begründet werden. 

(3) An die Stelle des Zeitpunktes des Todes nach 
§ 51 Abs. 2, § 52 Abs. 2, § 48, § 49 Abs. 1 tritt der 
Tag, von dem an Witwenrente oder Waisenrente 
wegen Verschollenheit aus der gesetzlichen Renten­
versicherung gewährt wird. 

Besteht kein Anspruch auf eine Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, tritt an die Stelle 
des Zeitpunktes des Todes der Tag, der auf den Tag 
folgt, an dem der Verschollene nach der letzten 
Nachricht von ihm oder über ihn noch gelebt hat. 

(4) Kinder, die mehr als 302 Tage nach dem Tage 
geboren sind, der nach Abs. 3 anstelle des Zeit­
punktes des Todes getreten ist, sind keine Kinder 
im Sinne des § 46 Abs. 4. 

(5) Der Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Witwen und Waisen wegen 
Verschollenheit des Versicherten oder Versiche­
rungsrentenberechtigten oder Versorgungsrentenbe-
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rechtigten erlischt mit dem Ablauf des Monats, in 
dem der Verschollene gestorben oder zurückgekehrt 
ist oder Nachrichten darüber vorliegen, daß er noch 
lebt. 

(6) Kehrt der verschollene Versicherungsrenten­
berechtigte oder Versorgungsrentenberechtigte zu­
rück und liegen in diesem Zeitpunkt die Vorausset­
zungen des Anspruchs auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente noch vor, erhält er vom ersten des 
Monats an, in dem er Antrag auf Wiedergewährung 
der Versicherungsrente oder Versorgungsrente bei 
der Kasse gestellt hat, die Rente in der Höhe, in der 
sie zustehen würde, wenn sie nicht erloschen gewe­
sen wäre. 

§ 48 

Höhe der Versicherungsrente 
für Witwen 

Die monatliche Versicherungsrente für Witwen 
beträgt 60 v. H. der Versicherungsrente, die dem 
Verstorbenen nach § 38 Abs. 1 zugestanden hätte, 
wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt seines 
Todes entstanden wäre. 

§ 49 

Höhe der Versicherungsrente 
für Waisen 

(1) Die monatliche Versicherungsrente für Wai­
sen beträgt für eine Halbwaise 12 v. H. und für eine 
Vollwaise 20 v. H. der Versicherungsrente, die dem 
Verstorbenen nach § 38 Abs. 1 zugestanden hätte, 
wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt seines 
Todes entstanden wäre. 

(2) Vollwaise im Sinne des Absatzes 1 ist die 
Waise, die keinen Unterhaltsanspruch gegen einen 
Eltern- oder Adoptivelternteil hat. Als Vollwaise 
gelten auch das uneheliche Kind eines verstorbenen 
männlichen Versicherten oder Versicherungsrenten­
berechtigten, wenn die Mutter des Kindes verstor­
ben ist, und das uneheliche Kind einer verstorbe­
nen weiblichen Versicherten oder Versicherungs­
rentenberechtigten, dessen Vater nicht festgestellt 
ist. § 46 Abs. 7 Satz 1 bleibt unberührt. 

(3) Kinder nach § 46 Abs. 4 Buchstaben a-d 
erhalten die Waisenrente für Vollwaisen, wenn der 
Mutter oder im Falle des § 45 dem Vater kein An­
spruch auf Versicherungsrente für Witwen oder 
Witwer aus der Ehe mit dem Versicherten zusteht, 
zu dem das Kindschaftsverhältnis bestanden hat. 

§ 50 

Höchstbetrag der Versicherungsrenten 
bei mehreren Hinterbliebenen 

(1) Die Versicherungsrenten für Hinterbliebene 
dürfen zusammen die Versicherungsrente nicht 
übersteigen, die dem Verstorbenen nach§ 38 Abs.1 
zugestanden hätte, wenn der Anspruch darauf im 
Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre. Versiche­
rungsrenten für Hinterbliebene, die zusammen einen 
höheren Betrag ergeben, werden im gleichen Ver­
hältnis gekürzt. 



(2) Erlischt eine der nach Absatz 1 Satz 2 gekürz­
ten Versicherungsrenten, so erhöht sich die Ver­
sicherungsrente der verbleibenden Hinterbliebenen 
vom Beginn des folgenden Kalendermonats an ent­
sprechend, jedoch höchstens bis zu dem sich aus den 
§§ 48, 49 ergebenden vollen Betrag. 

§ 51 

Höhe der Versorgungsrente für Witwen 

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Witwen 
wird der Betrag gezahlt, um den die Summe der in 
Absatz 3 genannten Bezüge hinter der in Absatz 2 
festgelegten Grenze (Gesamtversorgung für Wit­
wen) zurückbleibt. 

{2) Die Gesamtversorgung für Witwen beträgt 
60 v. H. der Gesamtversorgung, die für den Verstor­
benen gegolten hätte, wenn er im Zeitpunkt seines 
Todes Anspruch auf Versorgungsrente erworben 
hätte. Hatte der Verstorbene im Zeitpunkt seines 
Todes Anspruch auf Versorgungsrente, so ist für die 
Ermittlung der für ihn in diesem Zeitpunkt maß­
gebenden Gesamtversorgung als gesamtversor­
gungsfähiges Entgelt das entsprechend § 43 erhöhte 
oder verminderte gesamtversorgungsfähige Entgelt 
anzusetzen, das der Berechnung seiner Versorgungs­
rente zuletzt zugrunde gelegen hat, wenn sich nicht 
nach den allgemeinen Vorschriften für den Zeit­
punkt seines Todes ein höheres gesamtversorgungs­
fähiges Entgelt ergibt; § 42 Abs. 2 ist dabei nicht 
anzuwenden.· Kürzungen nach § 42 Abs. 4 bleiben 
unberücksichtigt. 

In den Fällen des § 44 Abs. 4 und des § 45 Abs. 1 
ist Gesamtversorgung höchstens der Betrag, den der 
Verstorbene zur Zeit seines Todes aufgrund einer 
rechtskräftigen Entscheidung oder einer Vereinba­
rung monatlich als Unterhalt zu leisten hatte; ist 
eine solche Entscheidung nicht ergangen oder liegt 
eine Unterhaltsvereinbarung nicht vor, so ist Ge­
samtversorgung höchstens der monatliche Durch­
schnitt des Betrages, den der Verstorbene im Jahre 
vor seinem Tode als Unterhalt geleistet hat. 

(3) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind 
a) die Witwenrente aus der Versicherung des Ver­

storbenen in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung mit Ausnahme der Erhöhungen nach den 
Rentenanpassungsgesetzen sowie der Steige­
rungsbeträge aus Beiträgen zur Höherversiche­
rung, es sei denn, daß diese Beiträge auf Zeiten 
entfallen, die nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b 
als gesamtversorgungsfähig angerechnet worden 
sind, 

b) die Witwenrente aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung des Verstorbenen mit Ausnahme 
der Erhöhungen nach den Rentenanpassungs­
gesetzen, soweit sie den Betrag der Grundrente 
für Witwen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
übersteigt, 

c) 0,75 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 
Abs. 5 als Zuschuß zu den Beiträgen des Ver­
storbenen zu einer öffentlich-rechtlichen Ver­
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sin­
ne des § 7 Abs. A VG gezahlt hat; 

d) 0,75 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 

Abs. 3 als Zuschuß zu einer Lebensversicherung 
des Verstorbenen gezahlt hat; 

e) in den Fällen des § 44 Abs. 4 und des § 45 Abs. 1 
ferner die Grundrente für Witwen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. 

Trifft eine Rente nach Buchstabe a mit einer 
Rente nach Buchstabe b zusammen, so wird die 
Summe dieser Renten bis zur Höhe des Betrages der 
Grundrenten für Witwen nach dem Bundesversor­
gungsgesetz nicht angerechnet. 

(4) Solange die versorgungsrentenberechtigte 
Witwe eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung nach § 1268 Abs. 1 RVO, § 45 Abs. 1 A VG 
oder § 69 Abs. 1 RKG erhält, beträgt die Gesamt­
versorgung 80 v. H. der Gesamtversorgung nach 
Absatz 2. 

(5) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
nicht monatlich den Betrag von 0,75 v. H. der Sum­
me der für den Verstorbenen entrichteten Pflicht­
versicherungsbeiträge, so ist dieser Betrag als Ver­
sorgungsrente zu zahlen. 

(6) Hat der Verstorbene auch Beiträge auf Grund 
einer freiwilligen Weiterversicherung(§ 24) entrich­
tet, so erhöht sich die Versorgungsrente nach Ab­
satz 1 oder Absatz 5 monatlich um den Betrag von 
0,75 v. H. dieser Beiträge. 

(7) Wird eine Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung nach § 1268 Abs. 1 RVO, § 45 Abs. 1 
A VG oder § 69 Abs. 1 RKG in eine Rente nach § 
1268 Abs. 2 RVO, § 45 Abs. 2 A VG oder § 69 Abs. 2 
RKG umgewandelt, so wird die Versorgungsrente 
neu berechnet. Dies gilt auch im umgekehrten Falle. 

§ 52 

Höhe der Versorgungsrente für Waisen 

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Waisen 
wird der Betrag gezahlt, um den die Summe der 
in Absatz 3 genannten Bezüge hinter der in Absatz 
2 festgelegten Grenze (Gesamtversorgung für Wai­
sen) zurückbleibt. 

(2) Die Gesamtversorgung für Waisen beträgt bei 
einer Halbwaise 12 v. H. und bei einer Vollwaise 
20 v. H. der nach § 51 Abs. 2 Satz 1 bis 3 für den 
Verstorbenen zum Todeszeitpunkt errechneten Ge­
samtversorgung. § 49 Abs. 2 und Abs. 3 gilt ent­
sprechend. 

(3) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind 

a) die Waisenrente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung des Verstorbenen mit Ausnahme 
des Kinderzuschusses, der Erhöhungen nach den 
Rentenanpassungsgesetzen und der Steigerungs­
beträge aus den Beiträgen zur Höherversiche­
,rung, es sei denn, daß diese Beiträge auf Zeiten 
entfallen, die nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b 
als gesamtversorgungsfähig angerechnet worden 
sind; 

b) die Waisenrente aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung des Verstorbenen mit Ausnahme des 
Kinderzuschusses und der Erhöhungen nach den 
Rentenanpassungsgesetzen, soweit sie den Be­
trag der Grundrente für Waisen nach dem Bun­
desversorgungsgesetz überschreitet; 
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c) bei einer Halbwaise 0,15 v. H., bei einer Voll­
waise 0,25 v. H. der doppelten Summe der: Bei­
träge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 
Abs. 5 als Zuschuß zu den Beiträgen des Ver­
storbenen zu einer öffentlich-rechtlichen Ver­
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sin­
ne des § 7 Abs. 2 A VG gezahlt hat; 

d) bei einer Halbwaise 0,15 v. H., bei einer Voll­
waise 0,25 v. H. der doppelten Summe der Bei­
träge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 
Abs. 5 als Zuschuß zu einer Lebensversicherung 
des Verstorbenen gezahlt hat. 
Trifft eine Rente nach Buchstabe a mit einer 

Rente nach Buchstabe b zusammen, so wird die 
Summe dieser Renten bis zur Höhe der Grundrente 
für Waisen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
nicht angerechnet. 

(4) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
bei einer Halbwaise nicht monatlich den Betrag von 
0,15 v. H., bei einer Vollwaise nicht 0,25 v. H. der 
Summe der für den Verstorbenen entrichteten 
Pflichtversicherungsbeiträge, so ist dieser Betrag 
als Versorgungsrente zu zahlen. 

(5) Hat der Verstorbene auch Beiträge aufgrund 
einer freiwilligen Weiterversicherung (§ 24) ent­
richtet, so erhöht sich die Versorgungsrente nach 
Absatz 1 oder Absatz 4 bei einer Halbwaise monat­
lich um den Betrag von 0,15 v. H., bei einer Voll­
waise um den Betrag von 0,25 v. H. dieser Beiträge. 

§ 53 

Höchstbetrag der Versorgungsrenten 
bei mehreren Hinterbliebenen 

(1) Die Gesamtversorgung für die Hinterbliebe­
nen darf zusammen die Gesamtversorgung des Ver­
storbenen nicht übersteigen, die der Berechnung der 
Versorgungsrenten für die Hinterbliebenen zu­
grunde liegt. 

(2) Treffen Versorgungsrenten nach § 51 Abs. 5 
und § 52 Abs. 4 zusammen, so dürfen sie die Ver­
sorgungsrente nicht übersteigen, die dem Verstor­
benen nach § 39 Abs. 3 zugestanden hätte, wenn er 
im Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf Versor­
gungsrente erworben hätte. Erhöhungsbeträge, die 
den aus der Gesamtversorgung errechneten Ver­
sorgungsrenten nach § 51 Abs. 6 oder § 52 Abs. 5 
zugeschlagen werden, dürfen zusammen den Er­
höhungsbetrag nicht übersteigen, der dem Verstor­
benen nach § 39 Abs. 4 zugestanden hätte, wenn er 
im Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf Versor­
gungsrente erworben hätte. 

(3) Überschreiten die Gesamtversorgungen der 
Hinterbliebenen oder die in Absatz 2 genannten 
Versorgungsrenten oder Erhöhungsbeträge der Hin­
terbliebenen die nach Absatz 1 oder Absatz 2 maß­
gebende Grenze, so werden die Gesamtversorgun­
gen, die Versorgungsrenten oder die Erhöhungs­
beträge im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(4) Erlöschen Versorgungsrenten, denen nach 
Absatz 3 gekürzte Gesamtversorgungen zugrunde 
liegen oder die nach Absatz 3 gekürzte Erhöhungs­
beträge enthalten, oder Versorgungsrenten, die nach 
Absatz 3 gekürzt sind, so erhöhen sich die Gesamt­
versorgungen, die Versorgungsrenten oder die Er-
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höhungsbeträge der verbleibenden Hinterbliebenen 
vom Beginn des folgenden Kalendermonats an ent­
sprechend, jedoch nur bis zum vollen Betrag. 

§ 54 

Erhöhung und Verminderung 
der Versorgungsrente für Hinterbliebene 

Die Versorgungsrenten für Witwen, Witwer und 
Waisen (§ 51 Abs. 1 und § 52 Abs. 1) werden in 
entsprechender Anwendung des § 43 den Verände­
rungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge 
angepaßt. § 51 Abs. 5 und § 52 Abs. 4 bleiben un­
berührt. 

§ 55 

Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 

(1) Bestehen bei der Kasse für dieselbe Person 
aufgrund mehrerer Arbeitsverhältnisse mehrere 
Pflichtversicherungen, sind diese bei der Berech­
nung von Leistungen als eine einheitliche Versiche­
rung zu behandeln. 

(2) Trifft in einer Person ein Anspruch auf Ver­
sorgungsrente für Versicherte aus einer Versiche­
xung bei der Kasse mit einem Anspruch auf Ver­
sorgungsrente für Versicherte gegen eine Zusatz­
versorgungseinrichtung, mit der ein Überleitungs­
abkommen besteht, zusammen, ist der Anspruchs­
berechtigte verpflichtet, die Überleitung der Bei­
träge von der Zusatzversorgungseinrichtung zur 
Kasse oder von der Kasse zur Zusatzversorgungs­
einrichtung zu beantragen. 

(3) Trifft in der Person eines Hinterbliebenen 
ein Anspruch auf Versorgungsrente aus einem eige­
nen Versicherungsverhältnis bei der Kasse oder 
einer Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein 
Überleitungsabkommen besteht, mit einem An­
spruch auf Versorgungsrente für Hinterbliebene 
zusammen, wird, 

a) wenn die Versorgungsrente aus eigener Ver­
sicherung höher ist, als die Versorgungsrente für 
Hinterbliebene, die Versorgungsrente aus eigener 
Versicherung und daneben die Versorgungsrente 
nach § 51 Abs. 5 und 6 oder § 52 Abs. 4 und 5, 

b) wenn die Versorgungsrente aus eigener Ver­
sicherung niedriger ist, als die Versorgungsrente 
für Hinterbliebene, die Versorgungsrente für 
Hinterbliebene und daneben die Versorgungs­
rente nach § 39 Abs. 3 und 4 

gewährt. 

(4) Die Zahlungen werden von den aus dem 
einzelnen Versicherungsverhältnis jeweils verpflich­
teten Kassen geleistet. 

§ 56 

Kinderzuschlag 

(1) Nach § 35 Versorgungsrentenberechtigte, die 
keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, der gesetzlichen Unfallversicherung oder einer 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 A VG be­
ziehen, erhalten für 



a) die ehelichen Kinder 
b) die für ehelich erklärten Kinder, 
c) die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
d) die Kinder aus nichtigen Ehen, 
e) die unehelichen Kinder 
Zuschläge in der Höhe des Kinderzuschlages für die 
Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen. Das 
gleiche gilt für Versorgungsrentenberechtigte, die 
nur eine Rente aus der gesetzlichen Unfallversiche­
rung beziehen, zu der keine Kinderzulage gewährt 
wird. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für ver­
sorgungsrentenberechtigte Witwen. 

(2) Versorgungsrentenberechtigte Waisen, die 
keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, der gesetzlichen Unfallversicherung oder einer 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 A VG be­
ziehen, erhalten den Kinderzuschlag neben der Ver­
sorgungsrente, wenn ein Anspruch auf Versorgungs­
rente für Witwen nicht besteht. Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(3) Für das Entstehen und das Erlöschen des An­
spruches sowie für den Beginn des Kinderzuschlages 
gelten die Vorschriften für die Versorgungsrenten 
für Waisen entsprechend. 

(4) Kinderzuschläge werden nicht für Kinder ge­
zahlt, für die ein Anspruch auf Kindergeld nach 
dem Bundeskindeq~eldgesetz besteht. 

§ 57 

Sterbegeld 

(1) Stirbt ein Versorgungsrentenberechtigter 
nach Beginn der Versorgungsrente (§ 58), so erhal­
ten 

a) sein überlebender Ehegatte, 
b) seine ehelichen und für ehelich erklärten Ab­

kömmlinge, 
c) die von ihm an Kindes Statt angenommenen 

Kinder, 
d) seine Verwandten der aufsteigenden Linie, 
e) seine Geschwister und Geschwisterkinder sowie 
f) seine Stiefkinder 

Sterbegeld, wenn sie zur Zeit seines Todes zu seiner 
häuslichen Gemeinschaft gehört haben. Das gleiche 
gilt für die unehelichen Kinder einer weiblichen 
Versorgungsrentenberechtigten und deren Abkömm­
linge. 

(2) Der Vorstand kann auch beim Tode eines 
Pflichtversicherten, der die Wartezeit erfüllt hat, 
ein Sterbegeld an den in Absatz 1 bezeichneten Per­
sonenkreis bewilligen, wenn der Arbeitgeber nach 
Tarif- oder Arbeitsvertrag eine Leistung anläßlich 
des Todes nicht zu erbringen braucht. 

(3) Das Sterbegeld beträgt das Zweifache der der 
Berechnung der Versorgungsrente zugrunde liegen­
den, entsprechend § 43 erhöhten oder verminderten 
monatlichen Gesamtversorgung, auf die der Ver­
storbene im Zeitpunkt seines Todes Anspruch hatte 
oder Anspruch gehabt hätte, wenn er an diesem 
Tage versorgungsrentenberechtigt geworden wäre. 
Das Sterbegeld ist in einer Summe zu zahlen. 

(4) Sind Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 
nicht vorhanden, so werden auf Antrag den Perso­
nen, die die Kosten der Bestattung getragen haben, 
ihre Aufwendungen ersetzt, jedoch nur bis zur Höhe 
des Sterbegeldes. 

(5) Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder 
Absatz 4 Berechtigten befreit die Kasse gegenüber 
allen Berechtigten. 

(6) Der Anspruch auf Sterbegeld und auf Ersatz 
der Aufwendungen ist innerhalb einer Ausschluß­
frist von zwei Jahren nach dem Tode des Versor­
gungsrentenberechtigten oder des Pflichtversicher­
ten nach Absatz 2 schriftlich bei der Kasse geltend 
zumachen. 

(7) Kein Sterbegeld erhalten die Personen, die 
den Tod des Versorgungsrentenberechtigten vor­
sätzlich herbeigeführt haben. 

§ 58 

Beginn der Renten 

(1) Die Versicherungsrente oder die Versor­
.gungsrente wird gezahlt, 

a) wenn der Versicherungsfall wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist 
aa) von dem Zeitpunkt der Gewährung der 

Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung an, 

bb) vom Beginn des Monats an, in dem der 
Versicherungsfall eingetreten ist, wenn der 
Versicherte keinen Anspruch auf Rente aus 
der gesetzlichen. Rentenversicherung hat, 
weil dort die Wartezeit nicht erfüllt ist oder 
keine Versicherungspflicht bestand, 

frühestens jedoch vom Ersten des Monats an, der 
auf den Monat folgt, in dem letztmals Arbeits­
entgelt; Krankenbezüge oder Krankengeldzu­
schüsse aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt wor­
den sind, das bei Eintritt des Versicherungsfalles 
bei einem Arbeitgeber bestanden hat; 

b) wenn der Versicherungsfall nach § 37 Abs. 1 
. Buchst. c eingetreten ist, vom Ersten des Monats 

an, von dem an das Altersruhegeld aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung gewährt wird; 

c) wenn der Versicherungsfall nach § 37 Abs. 1 
Buchst. d eingetreten ist, vom Ersten des Monats 
an, der auf den Monat folgt, in dem der Ver­
sicherungsfall eingetreten ist; 

d) wenn der Versicherungsfall nach§ 37 Abs. 2 .ein­
getreten ist, vom Ersten des Monats an, der auf 
den Monat folgt, in dem der Versicherungsfall 
eingetreten ist, frühestens jedoch vom Ersten des 
Monats an, in dem der Antrag bei der Kasse 
eingeht. 

w::~ 

(2) Die Versicherungsrenten und die Versor­
gungsrenten für Witwen, Witwer oder Waisen wer­
den vom Ersten des Monats an gezahlt, der auf den 
Monat folgt, in dem der Versicherte, der Versiche­
rungsrentenberechtigte oder der Versorgungsren­
tenberechtigte verstorben ist. 

(3) Nachgeborene anspruchsberechtigte Waisen 
erhalten die Versicherungsrente oder die Versor­
gungsrente vom Ersten des Geburtsmonats an. Wird 
eine anspruchsberechtigte Halbwaise Vollwaise, so 
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wird die erhöhte Versicherungsrente oder Versor­
gungsrente vom Ersten des folgenden Monats an 
gezahlt. 

(4) Wird eine Versicherungsrente im Falle des 
§ 38 Abs. 2 oder eine Versorgungsrente in den 
Fällen der§§ 39 Abs. 5 und 51 Abs. 7 neu berechnet, 
so wird die neu festgesetzte Versiche.rungsrente 
oder Versorgungsrente vom Ersten des Monats an 
gezahlt, der auf den Monat folgt, in dem das der 
Neuberechnung zugrunde liegende Ereignis einge­
treten ist. 

(5) Lebt ein Anspruch auf eine Rente, der geruht 
hat, wieder auf, so wird die Rente vom Ersten des 
Monats an gezahlt, der auf den Monat folgt, in dem 
die Voraussetzungen des Ruhens weggefallen sind. 

§ 59 

Erlöschen des Anspruchs auf 
Versicherungsrente oder Versorgungsrente 

(1) Der Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente des Versicherungsrentenberech­
tigten oder Versorgungsrentenberechtigten erlischt 
mit dem Ablauf des Monats, in dem 

a) der Berechtigte gestorben oder verschollen ist 
{§ 47 Abs. 2), oder 

b) die Rente oder das Altersruhegeld aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung entzogen wo.rden 
oder kraft Gesetzes weggefallen ist. 
Der Anspruch auf Versicherungsrente oder Ver­

sorgungsrente des Versicherungsrentenberechtigten 
oder Versorgungsrentenberechtigten, der keine Ren­
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, 
erlischt mit Ablauf des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem die Entscheidung des Vorstandes der 
Kasse über das Erlöschen des Anspruches wegen 
Wegfalls der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbs­
unfähigkeit dem Berechtigten zugegangen ist. Ist 
der Versicherungsfall nach § 37 Abs. 2 eingetreten 
und erzielt der Berechtigte wieder Arbeitseinkom­
men, erlischt der Anspruch auf Versicherungsrente 
oder Versorgungsrente ferner mit Ablauf des Mo­
nats, in dem die Summe der Arbeitseinkommen in 
einem Kalenderjahr ein Achtel seines nach § 43 er­
höhten oder verminderten jährlichen gesamtversor­
gungsfähigen Entgelts übersteigt. 

(2) Der Anspruch auf Versicherungsrente oder 
Versorgungsrente für Witwen oder Waisen erlischt 
mit Ablauf des Monats, in dem der Berechtigte ge­
heiratet hat oder gestorben oder verschollen ist. Der 
Anspruch auf Versicherungsrente oder Versorgungs­
rente für Waisen erlischt ferner mit Ablauf des Mo­
nats, in dem die Waise das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, es sei denn, daß die Voraussetzungen für die 
Weitergewährung nach § 46 Abs. 1 Satz 2 und 3 
vorliegen. In diesem Falle erlischt der Anspruch mit 
Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzungen für 
die Weitergewährung weggefallen sind. 

(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente erlischt 
ferner mit Ablauf des Monats, in dem die Entschei­
dung eines deutschen Gerichts im Bundesgebiet ein-:­
schließlich des Landes Berlin rechtskräftig gewor­
den ist, durch die der Berechtigte . 
a) zu Zuchthaus oder 
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b) zu Gefängnis mit Verlust der bürgerlichen Eh­
renrechte auf die Dauer von mindestens drei 
Jahren 

verurteilt ist. § 66 Abs. 7 gilt entsprechend. 

§ 60 

Abfindung für Witwen 

Witwen, die Ansprüche auf Versicherungsrente 
oder Versorgungsrente für Witwen haben, erhalten 
bei Wiederverheiratung eine Abfindung. Die Ab­
findung beträgt das 24fache der Versicherungsrente 
oder Versorgungsrente des Monats der Wiederver­
heiratung. 

§ 61 

Wiederaufleben des Anspruches auf 
Versicherungsrente oder Versorgungsrente 

(1) Hat eine Witwe oder ein Witwer wieder ge­
heiratet und wird diese Ehe ohne alleiniges oder 
überwiegendes Verschulden der Witwe oder des 
Witwers aufgelöst oder für nichtig erklärt, so lebt 
auf Antrag der Anspruch auf die Versicherungs­
rente oder die Versorgungsrente vom Ablauf des 
Monats an wieder auf, in dem die Ehe aufgelöst 
oder für nichtig erklärt worden ist, wenn der An­
trag spätestens zwölf Monate nach der Auflösung 
oder Nichtigkeitserklärung der Ehe gestellt wird. 
Hat die Witwe oder der Witwer eine Abfindung 
nach § 60 erhalten, so lebt die Rente frühestens mit 
dem Ablauf des 24. Monats nach dem Monat der 
Wiederverheiratung wieder auf. ·· 

(2) Als monatliche Versorgungsrente wird der 
Betrag gewährt, um den die Summe der in Absatz 3 
genannten Bezüge hinter der im Zeitpunkt des Er­
löschens des Anspruches auf die Versorgungsrente 
für Witwen oder Witwe.r (§ 59 Abs. 2) maßgebend 
gewesenen und für die Zeit zwischen dem Erlöschen 
und dem Wiederaufleben in entsprechender Anwen­
dung des § 43 zu erhöhenden oder zu vermindern­
den Gesamtversorgung für Witwen zurückbleibt. 

(3) Bezüge im Sinne des Absatzes 2 sind 
a) die in § 51 Abs. 3 genannten Bezüge, und zwar 

auch insoweit, als sie von dem verstorbenen 
zweiten Ehemann herrühren, wobei die Erhö­
hungen nach den Rentenanpassungsgesetzen bis 
zum Wiederaufleben berücksichtigt werden, 

b) die Grundrente für Witwen oder Witwer nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, die infolge des 
Todes des zweiten Ehemannes gewährt wird, 

c) Unterhaltsansprüche, die infolge der Auflösung 
oder Nichtigkeitserklärung der zweiten Ehe er­
worben wurden. 
Ändern sich diese Bezüge aus anderen Gründen 

als durch Anpassung nach den Rentenanpassungs­
gesetzen, so ist die Versorgungsrente nach Absatz 2 
neu zu berechnen. 

(4) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Witwe oder der 
Witwer infolge des Todes des Ehegatten einen neuen 
Anspruch auf Versicherungsrente oder Versorgungs­
rente gegen die Kasse oder eine andere Zusatzver­
sorgungseinrichtung, mit der ein Überleitungsab­
kommen besteht, erwirbt, die gleich hoch oder hö­
her ist als die nach den Absätzen 2 und 3 für den 
Fall des Wiederauflebens zustehende Versorgungs­
rente. 



VI 

Verfahren 

§ 62 

Härteausgleich 

(1) Sofern sich aus den Vorschriften der Satzung 
besondere Härten ergeben, kann der Vorstand im 
Rahmen der Richtlinien des Verwaltungsrates (§ 7 
Abs. 1 Buchst. c) einen Ausgleich gewähren. Er kann 
mit Zustimmung des Verwaltungsrates ausnahms­
weise bei Nichterfüllung der Wartezeit unter Be­
rücksichtigung der Leistungsfähigkeit der Kasse 
Versicherungsleistungen ohne Anerkennung eines 
Rechtsanspruches widerruflich bewilligen. 

(2) Der Vorstand kann die Rückzahlung von Ver­
sicherungsleistungen und Beitragserstattungen, die 
ohne Rechtsgrund gewährt wurden, ganz oder teil­
weise erlassen, wenn die Rückzahlung für den Emp­
fänger eine besondere Härte mit sich brächte. 

§ 63 

Bescheide über Versicherungsleistungen 
und sonstige Rechte und Pflichten 

(1) Versicherungsleistungen werden nur auf An­
trag gewährt. Dem Antrag sind die von der Kasse 
geforderten Unterlagen beizufügen. 

(2) Über den Antrag auf Versicherungsleistungen 
oder auf Feststellung von sonstigen Rechten aus 
dem Versicherungsverhältnis wird durch schrift­
lichen Bescheid entschieden. Der Bescheid ist nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung zuzustel­
len. 

(3) Wird eine Versicherungsleistung gewährt, 
sind ihre Höhe, die Art ihrer Berechnung und ihr 
Beginn anzugeben. Wird eine Leistung abgelehnt 
oder die Zahlung von laufenden Versicherungs­
leistungen eingestellt, ist'dieses zu begründen. 

§ 64 

Auszahlung der Renten 

(1) Die Versicherungsrente und die Versorgungs­
rente werden auf den nächsten durch zehn teilbaren 
Pfennigbetrag aufgerundet. 

(2) Sind Renten nur für einen Teil eines Monats 
zu zahlen, wird für jeden Tag 1/ao der Renten ge­
währt. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Die Renten werden monatlich im voraus 
durch Überweisung auf ein Konto des Berechtigten 
ausgezahlt; Gefahr und Kosten einer Auszahlung 
ins Ausland trägt der Berechtigte. 

(4) Beträgt die monatliche Leistung der Kasse 
weniger als Fünf Deutsche Mark, so werden die 
Leistungen für das Kalenderjahr in einem Betrag 
zu Beginn des Jahres gezahlt. 

(5) Stirbt ein Berechtigter, der den Leistungs­
antrag gestellt hat, vor der Auszahlung und sind in 
§ 57 Abs. 1 genannte Hinterbliebene vorhanden, so 
können nur diese die Auszahlung verlangen. Wer 
den Tod des Berechtigten vorsätzlich herbeigeführt 
hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1. Die Zahlung 
an einen Hinterbliebenen bringt den Anspruch der 
übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erlö­
schen. 

§ 65 
Anzeigepflichten des Berechtigten 

und Zurückbehalten von Leistungen 

(1) Der Berechtigte ist verpflichtet, jede Ände­
rung seiner Anschrift sowie jede Änderung von 
Verhältnissen, die seinen Anspruch auf Versiche­
rungsrente oder Versorgungsrente nach Grund oder 
Höhe berührt, der Kasse sofort schriftlich mitzutei­
len; insbesondere sind mitzuteilen von Versiche­
rungs- und Versorgungsberechtigten: 

1. der Entzug der Rente oder des Altersruhegeldes 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 

2. der Wegfall der Berufs- oder Erwerbsunfähig­
keit, 

3. die Verheiratung der Witwe, des Witwers oder 
der Waise, 

4. das Ende der Schul- oder Berufsausbildung der 
Waise oder der Wegfall des körperlichen oder 
geistigen Gebrechens, wenn die Waise das 18. 
Lebensjahr vollendet hat, 

5. die Rückkehr, der Tod oder die Todeserklärung 
eines Verschollenen oder Nachrichten darüber, 
daß er noch am Leben ist, 

von Versorgungsrentenberechtigten ferner: 
6. jede Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente 

oder des Ruhegeldes aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung oder der gesetzlichen Unfall­
versicherung mit Ausnahme der Erhöhungen 
nach den Rentenanpassungsgesetzen, 

7. die Versagung der Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 

8. der Verzicht auf Auszahlung von Leistungen 
aus der gesetzlichen Renten- oder Unfallver­
sicherung und einer öffentlich-rechtlichen Ver­
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung, 

9. die Verlegung des Wohnsitzes oder des daue,rn­
den Aufenthalts außerhalb des Bundesgebietes 
einschließlich des Landes Berlin, 

10. die rechtskräftige Verurteilung zu in § 59 Abs. 
3 genannten Freiheitsstrafen, 

11. alle Arbeitseinkünfte über 125,- DM monat­
lich, wenn der Versicherungsfall wegen Berufs­
unfähigkeit eingetreten ist, 

12. alle Arbeitseinkünfte über 125,- DM monat­
lich, wenn Witwenrente nach § 1268 Abs. 1 
RVO, § 45 Abs. 1 A VG oder § 69 Abs. 1 RKG 
gewährt wird, 

13. der Bezug von laufenden Versorgungs- und 
versorgungsähnlichen Bezügen aus einem Ar­
beitsverhältnis bei einem in § 66 Abs. 5 ge­
nannten Arbeitgeber, 

14. die Gewährung von Kindergeld nach dem Bun-. 
deskindergeldgesetz, wenn der Berechtigte Kin­
derzuschlag nach § 56 bezieht, 

15. die Gewährung von Renten von einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung, 

16. die Gewährung von Grundrenten für Witwen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, wenn eine 
Versorgungsrente für Witwen nach§ 44 Abs. 4 
gewährt wird. 

Der bei den Ziffern 11 und 12 genannte Betrag 
von DM 125,- kann durch gemeinsame Beschlüsse 
der Organe der Kasse erhöht oder vermindert wer­
den. 
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(2) Der Berechtigte ist ferner verpflichtet, inner­
halb einer von der Kasse zu setzenden Frist auf An­
forderung Auskünfte zu erteilen und Nachweise 
sowie Lebensbescheinigungen vorzulegen. 

(3) Die Kasse kann die Versicherungsrente oder 
die Versorgungsrente zurückbehalten, solange der 
Berechtigte seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 
und Absatz 2 nicht nachkommt. 

§ 66 

Ruhen des Anspruches auf Versicherungsrente 
oder Versorgungsrente 

(1) Der Anspruch auf die Versicherungsrente 
oder Versorgungsrente ruht, 
a) solange die Rente aus der gesetzlichen Renten­

versicherung versagt ist; wird sie nur teilweise 
versagt, so ruht nur der Anspruch auf die Ver­
sorgungsrente hinsichtlich des Teiles, der den 
nach § 39 Abs. 3 und Abs. 4, § 51 Abs. 5 und 
Abs. 6 sowie § 52 Abs. 4 und Abs. 5 zustehenden 
Betrag übersteigt; 

b) solange sich der Berechtigte, der in der gesetz­
lichen Rentenversicherung nicht versichert ist 
oder dort die Wartezeit nicht erfüllt hat, entge­
gen dem Verlangen der Kasse nicht innerhalb 
einer von dieser gesetzten Frist von einem Amts­
arzt oder einem sonst im Beamtenverhältnis 
stehenden Arzt untersuchen läßt oder das Er­
gebnis der Untersuchung der Kasse nicht mit­
teilt. 
(2) Der Anspruch auf Versorgungsrente ruht 

unbeschadet des Absatzes 7 ferner, solange der 
Berechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden Auf-,. 
enthalt außerhalb des Bundesgebietes einschließlich 
des Landes Berlin hat. Der Vorstand kann Ausnah­
men zulassen. Wird eine Ausnahme zugelassen, so 
wird die Versorgungsrente nicht deshalb neu be­
rechnet, weil die Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung für die Dauer des Aufenthaltes außer­
halb des Bundesgebietes einschließlich des Landes 
Berlin ganz oder teilweise ruht. 

(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente wegen 
Berufsunfähigkeit und der Anspruch einer Witwe 
oder eines Witwers, die unter § 51 Abs. 4 fallen, 
ruhen unbeschadet des Absatzes 7 in Höhe jeglicher 
Arbeitseinkünfte, soweit diese DM 125,- monatlich 
übersteigen. Dieser Betrag kann durch gemeinsame 
Beschlüsse der Organe der Kasse erhöht oder ver­
mindert werden. 

(4) Der Anspruch auf Versorgungsrente ruht un­
beschadet des Absatzes 7 ferner, solange der Be­
rechtigte einen Anspruch auf eine Leistung nach § 
39 Abs. 2, § 51 Abs. 3 oder § 52 Abs. 3 nicht geltend 
macht oder auf die Auszahlung verzichtet. 

(5) Der Anspruch auf Versorgungsrente .ruht un­
beschadet des Absatzes 7 ferner. insoweit, als der 
Berechtigte von 
a) einem der Kasse angeschlossenen Arbeitgeber, 
b) einer Gebietskörperschaft oder einer sonstigen 

Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent­
lichen Rechts, 

c) einem sonstigen Arbeitgeber, der seine Arbeit­
nehmer bei einer anderen Zusatzversorgungs­
einrichtung, mit der ein Überleitungsabkommen 
besteht, versichert, 
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d) einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung, an der eine Gebietskörperschaft 
oder eine sonstige Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts durch Zahlung 
von Beiträgen oder in anderer Weise beteiligt ist, 

laufende oder kapitalisierte Versorgungs- oder ver­
sorgungsähnliche Beträge erhält oder erhalten hat. 

(6) Der Anspruch einer Berechtigten auf Ver­
sorgungsrente, bei der der Versicherungsfall nach 
§ 37 Abs. 1 Buchst. c oder § 37 Abs. 2 Satz 3 einge­
treten ist, ruht unbeschadet des Absatzes 7 bis zum 
Ablauf des Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr 
vollendet. 

(7) In den Fällen der Absätze 2 bis 6 ist die Ver­
sorgungsrente in Höhe der Mindestbeträge (§ 39 
Abs. 3, § 51 Abs. 5, § 52 Abs. 4) und in Höhe der Er­
höhungsbeträge (§ 39 Abs. 4, § 51 Abs. 6, § 52 Abs. 5) 
zu zahlen. 

(8) In den Fällen der Absätze 1 bis 6 ruhen auch 
die Ansprüche auf Kinderzuschlag. 

§ 67 

Abtretung von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherten, dem Versicherungsren­
tenberechtigten, dem Versorgungsrentenberechtigten 
oder seinen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 
aus einem Ereignis, das den Eintritt des Versiche­
rungsfalles zur Folge hatte, ein Schadenersatzan­
spruch gegen Dritte zu, so kann die Kasse die Ab­
tretung dieses Anspruches bis zur Höhe der von ihr 
aufgrund des Versicherungsfalles zu gewährenden 
Leistungen verlangen. Der Übergang des Anspru­
ches kann nicht zum Nachteil des Versicherten oder 
seiner Hinterbliebenen geltend gemacht werden. 
Verweigern der Versicherte oder seine Hinterblie­
benen die Abtretung oder die Beibringung der er­
forderlichen Unterlagen, ist die Kasse zu einer Lei­
stung nicht verpflichtet. 

§ 68 

Verjährung von Ansprüchen 

Die Ansprüche auf Versicherungsleistungen ver­
jähren in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluß der Kalenderjahres, in dem die Leistung 
erstmals verlangt werden kann. 

§ 69 

Abtretung und Verpfändung 

Ansprüche auf Kassenleistungen können nur mit 
Zustimmung der Kasse abgetreten oder verpfändet 
werden. 

§ 70 

Streitigkeiten über Beiträge und Leistungen 

(1) Gegen Bescheide (§ 63 Abs. 2) und sonstige 
Verfügungen der Kasse ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Bescheides schriftlich oder .zu 
Protokoll des Geschäftsführers der Einspruch an den 
Vorstand zulässig. Der Einspruch und die Entschei­
dung des Vorstandes sind zu begründen. 

(2) Gegen die Entscheidung des Vorstandes kann 
binnen eines Monats nach Zustellung der Schieds­
ausschuß (§ 9) angerufen werden. Der Schiedsaus­
schuß entscheidet unbeschadet des Rechtsweges. 



(3) Zustellungen erfolgen nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung. 

(4) Der Antragsteller und sein Bevollmächtigter 
haben das Recht, vom Vorstand und vom Schieds­
ausschuß mündlich angehört zu werden. 

(5) Das Verfahren vor dem Schiedsausschuß ist 
kostenfrei. Soweit jedoch der Antragsteller durch 
Mutwillen, Verschleppung oder Irreführung erhöhte 
Kosten des Verfahrens veranlaßt, kann der Schieds­
ausschuß ihm diese ganz oder teilweise in seiner 
Entscheidung auferlegen. 

§ 71 

Streitigkeiten zwischen Kasse und Arbeitgebern 

Über Rechte und Pflichten aus dem Versiche­
rungsverhältnis zwischen der Kasse und den ihr an­
geschlossenen Arbeitgebern entscheidet der Vor­
stand der Kasse durch Bescheid. Der Bescheid ist 
nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungs­
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen zuzu­
stellen. Der Bescheid kann nach den Vorschriften 
der Verwaltungsgerichtsordnung mit der Maßgabe 
angefochten werden, daß Widerspruchsbehörde der 
Schiedsausschuß (§ 9) ist. 

§ 72 

Durchführungsvorschriften 

Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag des Vor­
standes und mit Zustimmung der Kirchenleitungen 
Durchführungsvorschriften zu dieser Satzung erlas­
sen. Sie sind den Aufsichtsbehörden mitzuteilen. 

§ 73 

Änderung der Satzung 

Satzungsänderungen werden vom Verwaltungs­
rat im Benehmen mit dem Vorstand des Rheinisch­
westfälischen Verbandes der im evangelisch-kirch­
lichen Dienst stehenden Mitarbeiter beschlossen(§ 7, 
Abs. 1 Buchst. g). Sie bedürfen der Genehmigung 
der Kirchenleitungen und des Kultusministers im 
Einvernehmen mit dem Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein­
Westfalen. Sie werden in den kirchlichen Amtsblät­
tern der Evangelischen Kirche im Rheinland und 
der Evangelischen Kirche von Westfalen veröffent­
licht. 

VII 

Obergangsvorschrifte11 u11d Iukrafttrete11 

§ 74 

Altversicherte 

(1) Die Versicherungsverhältnisse der Arbeit­
nehmer, die nach dem am Tage vor dem Inkraft­
treten dieser Satzung gültig gewesenen Recht zu­
satzversicherungspflichtig gewesen sind, werden als 
Pflichtversicherungsverhältnisse im Sinne dieser 
Satzung fortgeführt. Liegen die Voraussetzungen 
des § 20 für die Versicherungspflicht nicht vor, so 
bleibt die Versicherungspflicht nur so lange beste­
hen, wie das Arbeitsverhältnis zu dem Arbeitgeber 
unter den bisherigen Bedingungen aufrecht erhalten 
bleibt. Mitarbeiter im Sinne des § 35 Abs. 3 gelten 

ab dem Inkrafttreten dieser Satzung als pflichtver­
sichert, wenn sie bei Wiederaufnahme der Arbeit 
Anspruch auf Wiedereinstellung hatten. 

(2) Mitarbeiter, die wegen Überschreiten der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach bisherigem Satzungsrecht 
aus der Pflichtversicherung ausgeschieden sind, gel­
ten vom Inkrafttreten dieser Satzung an wieder als 
pflichtversichert. Haben sie sich in der Zwischenzeit 
weiterversichert, so wird diese Zeit als gesamtver­
sorgungsfähige Zeit angerechnet. 

(3) Die Versicherungsverhältnisse von Personen, 
die nach dem am Tage vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung geltenden Recht bei der Kasse weiterver­
sichert gewesen sind, werden als freiwillige Weiter­
versicherung im Sinne dieser Satzung fortgeführt. 

(4) Die Versicherungsverhältnisse von Personen, 
die nach dem am Tage vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung geltenden Recht bei der Kasse beitragsfrei 
versichert .gewesen sind, werp.en als beitragsfreie 
Versicherung im Sinne dieser Satzung fortgeführt. 

§ 75 

Versicherungsfreiheit 

Die Versicherungspflicht nach § 20 tritt bei den 
Arbeitnehmern, die nach bisherigem Satzungsrecht 
von der Kasse von der Zusatzversicherungspflicht 
befreit worden sind, nach Ablauf von drei Monaten 
seit Inkrafttreten dieser Satzung für das an diesem 
Tage bestehende Arbeitsverhältnis ein. Dies gilt 
nicht, wenn der Arbeitnehmer innerhalb dieser Frist 
dem Arbeitgeber schriftlich erklärt, daß er auch in 
Zukunft befreit bleiben wolle. 

§ 76 

Beiträge nach bisherigem Recht und 
versicherungstechnische Ausgleichsbeträge 

(1) Als Pflichtversicherungsbeiträge im Sinne des 
§ 27 gelten die nach dem bisherigen Recht an die 
Kasse entrichteten oder übergeleiteten 
a) Pflichtbeiträge(§ 25 der bisherigen Satzung), 
b) Beiträge für Zeiten einer Unterbrechung der 

Entgeltszahlung bei Fortbestand des Arbeitsver­
hältnisses (§ 26 der bisherigen Satzung), 

c) Beiträge zum Zwecke der Nachversicherung ge­
mäß § 27 Abs. 3, 4 und 5 der bisherigen Satzung. 

(2) Versicherungstechnische Ausgleichsbeträge 
gelten für die Berechnung der Versicherungsrenten 
und der in § 39 Abs. 4, § 51 Abs. 6 und § 52 Abs. 5 
bezeichneten Teile der Versorgungsrente als Ver­
sicherungsbeiträge. Der Berechnung nach § 39 Abs. 
3, § 51 Abs.5 und§ 52 Abs.4 werden dieAusgleichs­
beträge nicht zugrunde gelegt. 

(3) Beiträge zu einer Weiterversicherung nach 
dem bisherigen Recht gelten als Versicherungsbei­
träge zu einer freiwilligen Weiterversicherung im 
Sinne des § 30. 

§ 77 
Höhe des Versicherungsbeitrages zur 

freiwilligen Weiterversicherung 

Versicherte, deren bisherige Weiterversicherung 
als freiwillige Weiterversicherung fortgesetzt wird, 
können abweichend von§ 30 Abs. 1 Versicherungs-
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beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung bis zur 
Höhe des Betrages entrichten, der als letzter Wei­
terversicherungsbeitrag vor dem Inkrafttreten die­
ser Satzung gezahlt worden ist, wenn dieser Bei­
trag über der sich aus § 30 Abs. 1 ergebenden 
Höchstgrenze liegt. Der Beitrag muß jedoch auf 
einen durch fünf teilbaren vollen DM-Betrag auf­
oder abgerundet werden. 

§ 78 

Gesamtversorgungsfähige Zeiten 

(1) Gesamtversorgungsfähig sind im Sinne des 
§ 41 Abs. 1 auch die bis zum Tage des Inkrafttre­
tens dieser Satzung zurückgelegten 

a) Versicherungszeiten, für die Beiträge entrichtet 
worden sind, die nach § 76 Abs. 1 als Pflicht­
versicherungsbeiträge gelten, 

b) Zeiten der Höher- oder Überversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung, soweit die Bei­
träge nicht erstattet worden sind, wenn der Ver­
sorgungsrentenberechtigte oder ein versorgungs­
rentenberechtigter Hinterbliebener nachweist, 
daß sich ein Arbeitgeber im Sinne des § 66 Abs. 
5 an der Aufbringung dieser Beiträge beteiligt 
hat, sofern diese Zeiten nicht bereits nach § 41 
Abs. 2 berücksichtigt sind. 
In Fällen des Buchstaben a gilt dies insoweit 

nicht, als nach bisherigem Satzungsrecht Arbeitneh­
merbeitragsanteile erstattet und bis zum Inkraft­
treten dieser Satzung nicht wieder eingezahlt wor-
den sind. · 

(2) § 36 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 79 

Gesamtversorgungsfähiges Entgelt 

Als Arbeitsentgelt jedes vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung liegenden Kalenderjahres gilt das 
14,5-fache der in § 76 Abs. 1 genannten Beiträge, die 
für dieses Kalenderjahr entrichtet worden sind. 

§ 80 

Beitragserstattung 

Bei der Beitragserstattung nach § 31 werden die 
nach dem bisherigen Satzungsrecht entrichteten 
Pflichtbeiträge zu einem Drittel und die etwa von 
dem Versicherten allein getragenen Beiträge ein­
schließlich eines Ausgleichsbetrages voll erstattet. 
Hat die Kasse Rentenleistungen gewährt, so werden 
nur die später entrichteten Beiträge oder Aus­
gleichsbeträge erstattet. 

§ 81 

Nachentrichtung von Beiträgen 

(1) Für Mitarbeiter, die nach bisherigem Sat­
zungsrecht versicherungsfrei waren und, ohne daß 
sich ihr Arbeitsverhältnis änderte, mit dem In­
krafttreten dieser Satzung versicherungspflichtig 
geworden sind, können vom Arbeitgeber die Bei­
träge vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an nach­
entrichtet werden. Die Nachentrichtung ist nur in­
nerhalb einer Ausschlußfrist von 1 Jahr seit In­
krafttreten dieser Satzung möglich. 
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(2) Die nachzuentrichtenden Beiträge betragen 
6,9 v. H. des nach dem bisher geltenden Recht bei­
tragspflichtigen Arbeitsentgelts. Die Vorschriften 
des § 29 Abs. 2 Satz 2 und § 29 Abs. 4 sind anzu­
wenden. Die nachentrichteten Beiträge gelten als 
rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge im Sinne des 
§ 76 Abs. 1. 

§ 82 

Altrentner 

(1) Der Anspruchsberechtigte, der am Tage vor 
Inkrafttreten dieser Satzung einen Anspruch auf 
Zusatzruhegeld oder auf Hinterbliebenenrente ge­
habt hat, erhält als Versicherungsleistung minde­
stens die bisherige Leistung. 

(2) Ist der Versicherte bis zum Entstehen seines 
Anspruches auf Zusatzruhegeld oder bei seinem To­
de pflichtversichert gewesen, so hat der am Tage 
des Inkrafttretens dieser Satzung Anspruchsberech­
tigte Anspruch auf Versorgungsrente. Versorgungs­
rente im Sinne der §§ 39 Abs. 3, 51 Abs. 5 und 52 
Abs. 4 ist der am Tage vor dem Inkrafttreten nach 
der bisherigen Satzung zustehende Betrag. §§ 39 
Abs. 4, 51 Abs. 6 und 52 Abs. 5 finden keine An­
wendung. Als im Sinne dieses Absatzes pflichtver­
sichert gewesen gilt auch der Versicherte, der bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles bei einem der 
Kasse angeschlossenen Arbeitgeber im Arbeitsver­
hältnis gestanden und sich zur Aufrechterhaltung 
seiner Anwartschaft auf Leistungen bei der Kasse 
weiterversichert hat. § 40 Abs. 4 ist nicht anzuwen­
den. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 tritt bei der Be­
rechnung der Versorgungsrente 

a) an die Stelle der gesamtversorgungsfähigen Zeit 
nach § 41, Absatz 1 die Zeit, für die Beiträge an 
die Kasse entrichtet worden sind. § 41 Abs. 2 und 
§ 36 Abs. 1 Satz 2 und 3 sind anzuwenden. 

b) bei dem Versorgungsrentenberechtigten, der eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
erhält und bei dem versorgungsrentenberechtig­
ten Hinterbliebenen, der · eine Hinterbliebenen­
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
erhält, an die Stelle der gesamtversorgungsfähi­
gen Zeit nach § 41 Abs. 3 Buchstabe a, die Hälfte 
der Zeit, die sich ergibt, wenn von der Zahl der 
vollen Kalendermonate, die zwischen der Voll­
endung des 18. Lebensjahres des früheren Ver­
sicherten und dem Ablauf des letzten Beitrags­
monats (§ 76 Abs. 1) liegen, die gesamtversor­
gungsfähige Zeit nach Buchstabe a abgezogen 
wird, 

c) bei dem Versorgungsrentenberechtigten, der kei­
ne Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält und bei den versorgungsrentenbe­
rechtigten Hinterbliebenen, die keine Hinterblie­
benenrente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhalten, zu der Zeit nach Buchstabe a, auf 
Antrag als gesamtversorgungsfähige Zeit, die 
Zeit nach § 41 Abs. 3 Buchstabe b. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 tritt bei der Be­
rechnung der Versorgungsrente an die Stelle des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts nach § 42 das 
Entgelt, das sich nach § 79 für das Kalenderjahr 
vor dem letzten Beitragsmonat ergibt, vervielfacht 



mit den Werten der nachstehenden Tabelle und ge­
teilt durch die Zahl der Kalendermonate, für die in 
dem maßgebenden Kalenderjahr Pflichtversiche­
rungsbeiträge (§ 76 Abs. 1) entrichtet worden sind. 
Ist für das maßgebende Kalenderjahr kein Pflicht­
versicherungsbeitrag (§ 76 Abs. 1) entrichtet wor­
den, so tritt an die Stelle dieses Jahres das Ka­
lenderjahr, für das zuletzt Pflichtversicherungsbei­
träge (§ 76 Abs. 1) entrichtet worden sind. Sofern 
nach bisherigem Satzungsrecht für den Berechtig­
ten die Beiträge nicht entsprechend dem tatsäch­
lichen Gehalt, sondern nur bis zu der jeweiligen 
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung entrichtet werden konnten, ist als 
gesamtversorgungsfähiges Entgelt das Entgelt an­
zusetzen, das für das maßgebende Kalenderjahr 
durch eine Bescheinigung des letzten Arbeitgebers 
nachgewiesen wird, jedoch nicht mehr als DM 
1.965,-. Der sich ergebende Betrag ist auf volle 
Deutsche Mark aufzurunden. § 42 Abs. 4 findet 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Beitrags­
bemessungsgrenze in dem Kalenderjahr vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung zugrunde zu legen 
ist. Ist für den Berechtigten, der am 1. 1. 1955 in die 
Kasse aufgenommen worden ist, eine Berechnung 
des gesamtversorgungsfähigen Entgelts gemäß § 79 
nicht möglich, so wird das 174-fache des für den 
Monat Januar 1955 entrichteten Beitrages als Ent­
gelt im Sinne des Satzes 1 angesetzt. 

Maßgebendes Kalenderjahr: 

1928-1930 
1931 
1932-1938 
1939-1940 
1941-1948 
1949-1950 
1951-1952 
1953-1955 
1956 
1957-1959 
1960 
1961-1962 
1963 
1964-1965 

Umrechnungsfaktor: 

2,39 
2,68 
2,98 
2,77 
2,54 
2,39 
2,06 
1,81 
1,66 
1,45 
1,35 
1,25 
1,16 
1,08 

(5) In den Fällen des Absatzes 2 sind bei der Be­
rechnung der Versorgungsrente die in §§ 39 Abs. 2 
Buchstabe a und b, 51 Abs. 3 Buchstabe a und b und 
52 Abs. 3 Buchstabe a und b genannten Bezüge un­
ter Einbeziehung der Erhöhungen nach den Renten­
anpassungsgesetzen und der Steigerungsbeträge aus 
Beiträgen zur Höherversicherung mit dem Betrag 
zu berücksichtigen, der für den Monat vor dem In­
krafttreten dieser Satzung zusteht. 

(6) Als pflichtversichert im Sinne des Absatzes 
2 gilt auch der Ruhegeldberechtigte, der bis zum 
Inkrafttreten dieser Satzung ein Ruhegeld aus frei­
williger Weiterversicherung oder aus beitragsfreier 
Anwartschaft erhalten hat, wenn 
a) er früher ein Ruhegeld aus seiner Pflichtver­

sicherung bei der Kasse bezogen hatte und 
b) sein Anspruch auf dieses Ruhegeld nach der bis­

herigen Satzung erloschen ist, weil er bei einem 
der Kasse angeschlossenen Arbeitgeber beschäf­
tigt gewesen ist. Entsprechendes gilt für Umstel­
lung der Hinterbliebenenrenten, wenn der Ver-

sicherte oder Ruhegeldberechtigte vor dem Tage 
des Inkrafttretens dieser Satzung gestorben ist. 

§ 83 

Leistungen bei entgeltlicher Beschäftigung 

(1) Hatte am Tage vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung ein Versicherter, der berufs- oder erwerbs­
unfähig ist, bisher wegen einer entgeltlichen Be­
schäftigung keinen Anspruch auf Zusatzruhegeld, so 
gilt der Versicherungsfall nach § 37 Abs. 1 Buch­
stabe a oder b als am Tage des Inkrafttretens dieser 
Satzung eingetreten. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 hat der Versicherte 
Anspruch auf Versorgungsrente, wenn für ihn bei 
Eintritt der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit ein 
Zusatzpflichtversicherungsverhältnis bestanden hat 
und dies auch am Tage vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung der Fall .gewesen ist oder de.r Versicherte 
an diesem Tage weiterversichert gewesen ist. Ein 
am Tage vor dem Inkrafttreten dieser Satzung frei­
willig Weiterversicherter erhält dabei als Versor­
gungsrente nach § 39 Abs. 3 mindestens den Betrag, 
den er als Zusatzruhegeld erhalten hätte, wenn der 
Anspruch hierauf am Tage vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung entstanden wäre. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 hat der Versicherte 
Anspruch auf Versicherungsrente, wenn er 

a) im Zeitpunkt des Eintritts der Berufs- oder Er­
werbsunfähigkeit weiterversichert oder beitrags­
frei versichert war, oder 

b) am Tage vor dem Inkrafttreten dieser Satzung 
beitragsfrei versichert gewesen ist. 

(4) Steht nach Absatz 2 einem am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung weiterversichert ge­
wesenen Versicherten ein Anspruch auf Versor­
gungsrente zu und hat die Weiterversicherung wäh­
rend der ganzen dem Inkrafttreten dieser Satzung 
vorausgehenden drei Kalenderjahre bestanden, so 
ist für die Anwendung des § 42 Abs. 1 anstelle eines 
beitragspflichtigen Arbeitsentgelts für jedes Kalen­
derjahr der 14,5-fache Betrag der für dieses Kalen­
derjahr entrichteten Weiterversicherungsbeiträge 
anzusetzen. 

(5) Bei der Berechnung der Versorgungsrente in 
den Fällen des Absatzes 2 sind als Bezüge im Sinne 
des § 39 Abs. 2 Satz 1 Buchstaben a und b auch die 
Erhöhungen der Sozialversicherungsrenten nach den 
Rentenanpassungsgesetzen bis zum Inkrafttreten 
dieser Satzung zu berücksichtigen. 

(6) Die Versicherungsrente oder die Versorgungs­
rente wird vom Inkrafttreten dieser Satzung an ge­
währt. 

§ 84 

Besitzstand 

(1) Versicherte, die in das Recht dieser Satzung 
als Pflichtversicherte übergeleitet wurden, erhalten, 
wenn ihr Pflichtversicherungsverhältnis bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles ohne Unterbre­
chung bestehen geblieben ist, als Mindestversor­
gungsrente nach § 39 Abs. 3 mindestens die Leistun­
gen, die ihnen zugestanden hätten, wenn der An­
spruch auf Zusatzruhegeld am Tage vor dem In-
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krafttreten dieser Satzung entstanden wäre, e,rhöht 
um einen jährlichen Steigerungsbetrag von 5,6 v. H. 
der Summe der nach dem Inkrafttreten dieser Sat­
zung entrichteten Pflichtversicherungsbeiträge. So­
weit der Grundbetrag nach der bisher geltenden 
Satzung zu kürzen war, weil die Zahlung der Bei­
träge unterbrochen war, unterbleibt diese Kürzung. 
Bei der Ermittlung der Mindestleistung können als 
Grundbetrag im Sinne des bisherigen Satzungs­
rechts 19,5 v. H. des durchschnittlich nach § 79 be­
rechneten beitragspflichtigen Jahresentgelts der 
letzten fünf Kalenderjahre vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung und als Steigerungsbetrag 0,38 v. H. 
der Summe der nach § 79 ermittelten Entgelte an­
gesetzt werden. Ist für den Versicherten vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung ein versicherungstech­
nischer Ausgleichsbetrag entrichtet worden und hat­
te dieser Versicherte am Tage vor dem Inkrafttre­
ten dieser Satzung die Wartezeit nach der bisheri­
gen Satzung noch nicht erfüllt, gilt bei Anwendung 
der Sätze 1 und 2 die Wartezeit nach der bisheri­
gen Satzung als am Tage vor dem Inkrafttreten die­
ser Satzung erfüllt. Als Grundbetrag nach der bis­
herigen Satzung ist in diesem Falle der Grundbe­
trag anzusetzen, der dem Arbeitsentgelt des Ver­
sicherten für den ersten vollen Beitragsmonat bei 
Beginn des Versicherungsverhältnisses entspricht. 

(2) Versicherte, die in das Recht dieser Satzung 
als freiwillig Weiterversicherte übergeleitet wur­
den, erhalten, wenn ihr Weiterversicherungsver­
hältnis bis zum Eintritt des Versicherungsfalles 
ohne Unterbrechung bestanden hat, und wenn sie 
von dem Inkrafttreten dieser Satzung an Versiche­
rungsbeiträge zur freiwilligen Weiterversicherung 
mindestens in Höhe von monatlich 2,5 v. H. des dem 
letzten Pflichtbeitrag zugrunde gelegten Arbeitsent­
gelts entrichtet haben, als Versiche.rungsrente min­
destens die Leistungen, die ihnen zugestanden hät­
ten, wenn der Anspruch auf Zusatzruhegeld am Ta­
ge vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstan­
den wäre, erhöht um einen jährlichen Steigerungs­
betrag von 5,6 v. H. der Summe der nach dem In­
krafttreten dieser Satzung entrichteten Versiche­
rungsbeiträge. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Hinterbliebenen eines im Absatz 1 be­
zeichneten Versicherten erhalten als Mindestver­
sorgungsrente (§ 51 Abs. 5, § 52 Abs. 4) mindestens 
die sich aus § 51 Abs. 2 Satz 1 und § 52 Abs. 2 Satz 
1 ergebenden Verhältnissätze der Mindestversor­
gungsrente, die dem Verstorbenen im Zeitpunkt sei­
nes Todes nach Absatz 1 zustand oder zugestanden 
hätte. 

(4) Der aus der Anwendung der Absätze 1 und 3 
erwachsende Mehrbedarf gegenüber den Leistungen 
nach § 39 Abs. 3, § 51 Abs. 5 oder § 52 Abs. 4 ist 
aus dem Versicherungsvermögen zu decken. 

(5) Der aus der Anwendung des Absatzes 2 er­
wachsende Mehrbedarf ist aus dem Versicherungs­
vermögen zu decken. 

(6) Hat ein Versicherter vor dem Inkrafttreten 
dieser Satzung für Zeiten, für die er von einem Ar­
beitgeber im Sinne des § 66 Abs. 5 einen Zuschuß 
zu den Beiträgen zu einer öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung (§ 7 
Abs. 2 A VG) oder zu einer Lebensversicherung er-
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halten hat, Beiträge zur freiwilligen Weiterver­
sicherung oder zur Fortsetzung der freiwilligen Ver­
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
ohne Beteiligung des Arbeitgebers geleistet, so ist 
bei der Ermittlung der Bezüge nach §§ 39 Abs. 2, 
Satz 1, Buchstaben c und d, 51 Abs. 3, Satz 1, Buch­
staben c und d und 52 Abs. 3, Satz 1, Buchstaben c 
und d die doppelte Summe der Beiträge, die ein Ar­
beitgeber als Zuschuß zu den Beiträgen zu einer öf­
fentlich~rechtlichen Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung oder zu einer Lebensversicherung 
des Versorgungsrentenberechtigten gezahlt hat, um 
die Summe dieser Beiträge zur freiwilligen Weiter­
versicherung oder zur Fortsetzung der freiwilligen 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung zu mindern. 

Der Versorgungsrentenberechtigte oder ein ver­
sorgungsrentenberechtigter Hinterbliebener hat die 
Höhe der Beiträge und die Zeiten, für die sie ent­
richtet wurden, nachzuweisen. 

§ 85 

Frei willige Leistungen 

Die aufgrund des bisher geltenden Rechts be­
willigten freiwilligen Leistungen, ausgenommen 
die Teuerungszulagen, können in stets widerrufli­
cher Weise weiter gewährt werden. 

§ 86 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 1967 an die 
Stelle der bisherigen Satzung. 

(2) Die Kassenleistungen nach § 82 sind mög­
lichst bis zum 31. Dezember 1967 umzustellen. 

Düsseldorf, den 21. Dezember 1966 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Dr. P ab s t Dr. D a 1 hoff 

Bielefeld, den 4. Januar 1967 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

D. Th im m e Dr. Wo 1 f 

Im Einvernehmen mit dem Minister für Wirt­
schaft, Mittelstand und Verkehr genehmige ich auf 
Grund des § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die 
Verleihung der Rechte einer Anstalt des öffent­
lichen Rechts an die Kirchliche Zusatzversorgungs­
kasse Rheinland-Westfalen vom 14. 7. 1964 (GV 
NW S. 257) die Satzung der Kirchlichen Zusatzver­
sorgungskasse Rheinland-Westfalen vom 21. 12. 
1966 / 4. Januar 1967. 

VB 1- 06 - 32 Nr. 31/67. 

Düsseldorf, den 23. Januar 1967 

Der Kultusminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

gez. Unte.rschrift 



Richtlinien 
%Ur Altersvorsorge nichtversicherungspflichtiger und· 

nicht%usat%versicherungspflichtiger kirchlicher Mitarbeiter 

Auf Grund von Artikel 53 Absatz 4 der Kir­
chenordnung erläßt die Kirchenleitung im Einver­
nehmen mit dem Rheinisch-Westfälischen Verband 
der im kirchlichen Dienst stehenden Mitarbeiter 
und mit dem Landesverband der Inneren Mission 
der Evangelischen Kirche von Westfalen e. V. fol­
gende Richtlinien zur Altersvorsorge nichtversiche­
rungspflichtiger und nichtzusatzversicherungspflich­
tiger kirchlicher Mitarbeiter: 

§ 1 
(1) Mitarbeiter, die während ihres Arbeitsver­

hältnisses in der Rentenversicherung der Angestell­
ten versicherungsfrei werden, erhalten einen Zu­
schuß zur Fortführung der Rentenversicherung, 
wenn sie sich nach den gesetzlichen Bestimmungen 
der Rentenversicherung1) weiterversichern. 

(2) Die.Mitarbeiter erhalten für die Zeit, für die 
ihnen Vergütung oder Krankenbezüge gewährt 
werden, als Zuschuß die Hälfte ihres Versicherungs­
beitrages, höchstens jedoch die Hälfte des Beitra­
ges der jeweils höchsten Beitragsklasse der gesetz­
lichen Rentenversicherung der Angestellten2). 

(3) Der von dem Mitarbeiter zu tragende Teil 
des Versicherungsbeitrages soll von der Vergütung 
einbehalten und zusammen mit dem Arbeitgeber­
anteil im vorgeschriebenen Verfahren entrichtet 
werden. 

§ 2 
(1) Mitarbeiter, die nicht die Möglichkeit einer 

Versicherung in der Rentenversicherung der Ange­
stellten haben, erhalten einen Zuschuß zu ihren 
Aufwendungen, wenn sie zur Altersvorsorge eine 
private Versicherung eingegangen sind. 

(2) Die Mitarbeiter erhalten für die Zeit, für die 
ihnen Vergütung oder Krankenbezüge gewährt 
werden, als Zuschuß die Hälfte ihrer monatlichen 
Aufwendungen für die Versicherung, höchstens je­
doch die Hälfte des Beitrages der jeweils höchsten 
Beitragsklasse der gesetzlichen Rentenversicherung 
der Angestellten2). 

(3) Der Zuschuß wird nur gewährt, wenn im 
Versicherungsvertrag festgelegt ist, daß der Mit­
arbeiter ohne Genehmigung des Arbeitgebers we­
der durch Abtretung oder Verpfändung noch durch 
Aufnahme eines Vorschusses oder Darlehns auf den 
Versicherungsschein über die Versicherung verfü­
gen kann. 

(4) Die Beitragsleistungen für die Versicherung 
sind dem Arbeitgeber auf Verlangen nachzuwei­
sen; alle Veränderungen sind ihm unverzüglich und 
unaufgefordert anzuzeigen. 

§ 3 
(1) Mitarbeiter, die nach dem bisherigen Recht 

der Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskas­
se Rheinland-Westfalen von der Zusatzversiche­
rungspflicht befreit worden sind und aufgrund 
einer schriftlichen Erklärung auch weiterhin befreit 
bleiben wollen, erhalten einen Zuschuß für eine 
anderweitige zusätzliche Altersversorgung gemäß 
§ 2 in Höhe von 5,5 v. H. ihres lohnsteuerpflichti-

gen Arbeitsentgeltes. Zum lohnsteuerpflichtigen Ar­
beitsentgelt zählen nicht die Kinderzuschläge, die 
Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunfts­
sicherung des Mitarbeiters sowie Krankengeldzu­
schüsse. 

(2) lv.Iitarbeiter, die nach § 22 Abs. 6 der Satzung 
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland­
Westfalen vom 21. 12. 1966 / 4. 1. 1967 von der Zu­
satzversicherungspflicht befreit werden, erhalten 
einen Zuschuß zu einer anderweitigen Zukunfts­
sicherung gemäß Absatz 1. 

(3) Für Mitarbeiter, die aufgrund von § 20 Buch­
stabe c der Satzung der Kirchlichen Zusatzversor­
gungskasse Rheinland-Westfalen bei Beginn des 
Arbeitsverhältnisses bis zur Vollendung des 65. Le­
bensjahres die Wartezeit nicht mehr erfüllen kön­
nen, ist die Zusatzversorgung durch Erwerb von 
Höherversicherungsmarken in Höhe des in Absatz 1 
genannten Satzes zu sichern. 

§ 4 

(1) Mitarbeiter, die 
a) nicht unter § 1 Abs. 1 oder § 2 Abs. 1 dieser 

Richtlinien fallen oder 
b) nach § 7 Abs. 2 AVG von der Versicherungs-

pflicht befreit sind 
und einer öffentlich-rechtlichen berufsständischen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung ange­
hören, erhalten einen Zuschuß zu ihren Aufwen­
dungen für diese Einrichtungs). 

(2) § 2 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend. 

§ 5 
Die Zahlung von Zuschüssen nach § 2 und § 4 

dieser Richtlinien entfällt von dem Zeitpunkt an, 
zu dem der Mitarbeiter wieder Pflichtmitglied in 
der Rentenversicherung der Angestellten wird, es 
sei denn, daß eine Ausnahme .von .der Versiche­
rungspflicht gesetzlich vorgesehen ist. 

§ 6 

(1) Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1967 in 
Kraft. 

(2) Die vorläufigen Richtlinien vom 9. 12. 1964 
(KABL 1965, S. 1) werden mit Ablauf des 31. 12. 
1966 aufgehoben. 

(3) Bisher in Arbeitsverträgen getroffene Rege­
lungen, nach denen die Altersvorsorge eines Mit­
arbeiters günstiger gestaltet worden ist, bleiben 
unberührt. 

Bielefeld, den 23. Februar 1967 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L. S.) Dr. Steck elm an n Schmidt 
AZ. 5720/67/B 15-06 

Anmerkungen: 
1) z. Z. § 10 AVG und Art. 2 § 5 Abs. 1 AnVNG 
2) z. Z. § 115 AVG 
3) Es bestehen keine Bedenken dagegen, in Fällen, in denen 

der Beitrag zu einer öffentlich-rechtlichen berufsständi­
schen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung geringer 
ist als die summe des Höchstbeitrages zur Angestellten­
und Zusatzversicherung, den Unterschiedsbetrag als Zu­
schuß zu einer nachzuweisenden Lebensversicherung zu 
gewähren. 
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Urkunde über die Teilung der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Lüdenscheid 
in fünf selbständige Kirchengemeinden 

Nach Anhörung der Beteiligten wird hierdurch 
folgendes festgesetzt: 

§ 1 

§ 3 
Für die Vermögensauseinandersetzung gilt der 

Presbyteriumsbeschluß der Evangelischen Kirchen­
gemeinde Lüdenscheid vom 12. Dezember 1966. 

§ 4 

Die Urkunde tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 

Bielefeld, den 5. Januar 1967 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen (1) Die Evangelische Kirchengemeinde Lüden­

scheid, Kirchenkreis Lüdenscheid, wird in fünf selb-
ständige Kirchengemeinden aufgeteilt: (L.S.) D. Wilm Schmidt 

a) Evangelische E r 1 ö s e r - Kirchengemeinde L ü -
d ensch e i d, 

b) Evangelische Christus - Kirchengemeinde 
L ü d e n s c h e i d, 

c) Evangelische Kr e u z - Kirchengemeinde L ü -
den scheid, 

d) Evangelische A u f e r s t e h u n g s - Kirchenge­
meinde L ü d e n s c h e i d, 

e) Evangelische J o h a n n e s - Kirchengemeinde 
L ü d e n s c h e i d. 

(2) Die Grenzen der neugebildeten Kirchenge­
meinden werden gemäß der beigefügten Grenzbe­
schreibung, die ein Bestandteil dieser Urkunde ist, 
aufgrund der Beschlüsse des Presbyteriums vom 
18. L 1965 und vom 5. 4. 1965 festgesetzt. 

§ 2 

(1) Die 12 Pfarrstellen der Evangelischen Kir­
chengemeinde Lüdenscheid gehen auf die fünf 
neuen Kirchengemeinden über, und zwar 
a) die 2., 3., 4. und 11. Pfarrstelle der bisherigen 

Kirchengemeinde Lüdenscheid 
als 1., 2., 3. und 4. Pfarrstelle der neugebilde­
ten Evangelischen Erlöserkirchengemeinde Lü­
denscheid, 

b) die 5., 6. und 10. Pfarrstelle der bisherigen Kir­
chengemeinde Lüdenscheid 
als 1., 2. und 3. Pfarrstelle der neugebildeten 
Evangelischen Christuskirchengemeinde Lüden­
scheid, 

c) die 1., 8. und 12. Pfarrstelle der bisherigen Kir­
chengemeinde Lüdenscheid 
als L, 2. und 3. Pfarrstelle der neugebildeten 
Evangelischen Kreuzkirchengemeinde Lüden­
scheid, 

d) die 9. Pfarrstelle der bisherigen Kirchengemein­
de Lüdenscheid 
als 1. Pfarrstelle der neugebildeten Evangeli­
schen Auferstehungskirchengemeinde Lüden­
scheid, 

e) die 7. Pfarrstelle der bisherigen Kirchengemein­
de Lüdenscheid 
als 1. Pfarrstelle der neugebildeten Evangeli­
schen J ohanneskirchengemeinde Lüdenscheid. 

(2) Die Pastorinnenstelle für Krankenhausseel­
sorge und Frauenarbeit der bisherigen Kirchenge­
meinde Lüdenscheid geht auf die neugebi\dete 
Evangelische Erlöser - Kirchengemeinde Lüden­
scheid über. 
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E r 1 ö s e r - Kirchengemeinde 

Im Südwesten verläuft die Grenze vom Schnitt­
punkt der Grenze der kreisfreien Stadt Lüden­
scheid mit der Talstraße unter Ausschluß der Haus­
grundstücke beiderseits der Straße parallel zur Tal­
straße bis zur Südstraße, überquert die Talstraße 
und folgt der Südstraße nach Nordosten - unter 
Einschluß der Hausgrundstücke an der Westseite -
bis zur Kölner Straße, übernimmt deren Mitte nach 
Osten bis zur Straßenkreuzung Kölner-/Knapper-/ 
Altenaer- / Wilhelm- / Sauerfelder Straße, wendet 
sich nach Norden und folgt der Altenaer Straße 
unter Einbeziehung der Hausgrundstücke auch an 
der Westseite - bis einschließlich Hausgrundstück 
Nr. 83 - bis nördlich des Hausgrundstückes Alte­
naer Straße Nr. 70. Von hier aus verläuft die Gren­
ze in nordöstlicher Richtung unter Einschluß der 
Westfälischen Kupfer- und Messingwerke AG. 
bis zum Wendeplatz der Obertinsberger Straße, 
wendet sich in südöstlicher Richtung dem nördlich­
sten Punkt der Richardstraße zu, folgt deren Nord­
grenze unter Einschluß der Hausgrundstücke auch 
an dieser Straßenseite bis zur Einmündung der 
Brüderstraße, von· da aus zur Mitte der Werdohler 
Straße, der sie bis zum Zusammentreffen mit der 
Kluser Straße folgt. Unter Einschluß der Haus­
grundstücke beiderseits der Kluser Straße verläuft 
die Grenze zu dieser Straße parallel weiter bis zum 
Kluser Spielplatz, schließt diesen vollständig ein 
und biegt dann nach Süden ab zur Werdohler Stra­
ße gegenüber der Einmündung der Bergstraße, folgt 
dieser nach Südwesten und dann der Reckenstraße 
nach Norden - dabei die Hausgrundstücke beider­
seits dieser beiden Straßen ausschließend -, über­
nimmt nun die Nord- und Ostgrenze des Schützen­
platzes, überquert die Saarlandstraße nordöstlich 
der Einmündung des Memeler Weges und verläuft 
- jeweils unter Einschluß der Hausgrundstücke an 
beiden Straßenseiten - parallel zum Memeler Weg, 
zur Schützenstraße in südlicher Richtung und dann 
zur Schlittenbacher Straße nach Osten bis zur 
Bräuckenstraße, welche sie unter Ausschluß des 
Hausgrundstückes Bräuckenstraße 36 überquert und 
der sie dann - unter Einbeziehung der Hausgrund­
stücke auch an ihrer Ostseite - nach Südwesten 
folgt bis zur Einmündung in die Schlachthausstraße, 
biegt westwärts ab, die Hausgrundstücke an der 
Schlachthausstraße ausschließend, bis zur Einmün­
dung der Schützenstraße, überquert hier die Hoch­
straße südwärts und wendet sich nun unter Ein­
schluß der Hausgrundstücke auf beiden Seiten der 



Hochstraße nach Westen und folgt dann der Bodel­
schwinghstraße nach Süden und der Talstraße nach 
Südwesten, dabei die Hausgrundstücke beiderseits 
der beiden Straßen ausklammernd, bis zur Einmün­
dung der Neuenhofer Straße, überquert hier die 
Talstraße, folgt der Ostgrenze der Neuenhofer Stra­
ße in südlicher und dann in südwestlicher Richtung 
bis zur Einmündung der Straße Im Schäferland, 
überquert hier sowohl die Neuenhofer Straße als 
auch die Straße Im Schäferland und verläuft ent­
lang deren Nordwestgrenze in südwestlicher Rich­
tung bis zum Auftreffen auf die Südgrenze der 
kreisfreien Stadt Lüdenscheid, der sie bis zum oben 
näher besch.riebenen Grenzausgangspunkt folgt. 

C h r i s t u s - Kirchengemeinde 

Die Grenze verläuft im Nordosten vom Schnitt­
punkt der Grenze der kreisfreien Stadt Lüdenscheid 
mit der Altenaer Straße in südlicher Richtung mit 
dieser Straße parallel unter Ausschluß der Haus­
grundstücke auf beiden Straßenseiten bis zur Stra­
ßenkreuzung Kölner- / Knapper- / Altenaer- / Wil­
helm- / Sauerfelder Straße und biegt in die Mitte 
der Kölner Straße ein, deren Verlauf sie bis zur 
Südstraße übernimmt. Sie folgt dann der Südstra­
ße unter Ausschluß der Hausgrundstücke auf beiden 
Straßenseiten, überquert die Talstraße und ver­
läuft unter Einschluß der Hausgrundstücke auch auf 
deren Ostseite parallel zur Talstraße bis zum Auf­
treffen auf die Südwestgrenze der Stadt Lüden­
scheid; Dieser folgt sie bis zu der Stelle, an der 
diese in nordwestlicher Richtung im rechten Winkel 
von der Bundesbahnlinie kurz vor der Überquerung 
der geplanten Volmestraße abbiegt. Die Kirchen­
gemeindegrenze verläuft von diesem Punkt aus 
noch etwa 80 m in der einmal eingeschlagenen nord­
östlichen Richtung unter Einschluß des Bundesbahn­
geländes weiter, übernimmt dann den Nordrand 
des kleinen Waldstückes am Ende der Straße In der 
Mark, überquert diese Straße und wendet sich mit 
ihr nach Ost-Nordosten und folgt nach Überque­
rung der Friesenstraße der Alemannenstraße, dem 
zur geplanten Volmestraße führenden Weg und 
dann dem Verlauf der geplanten Volmestraße - je­
weils unter Ausschluß der Hausgrundstücke beider­
seits dieser vier Straßen -. Sie überquert die Heed­
felder Straße und verläuft dann pa.rallel zu ihr 
unter Ausschluß der Hausgrundstücke auf beiden 
Straßenseiten bis zur Stadtkreisgrenze, der sie bis 
zum oben näher beschriebenen Grenzausgangspunkt 
folgt. 

K r e u z - Kirchengemeinde 

Die Grenze verläuft im Nordwesten vom Schnitt­
punkt der Grenze der kreisfreien Stadt Lüdenscheid 
mit der Altenaer Straße in südlicher Richtung mit 
dieser Straße parallel unter Einschluß der Haus­
grundstücke auf beiden Straßenseiten bis nördlich 
des Hausgrundstücks Altenaer Straße Nr. 70. Von 
hier aus verläuft die Grenze nach Überquerung der 
Altenaer Straße hinter dem Hausgrundstück Alte­
naer Straße Nr. 38 in nordöstlicher Richtung unter 
Ausschluß der Westfälischen Kupfer- und Messing­
werke AG. bis zum Wendeplatz der Obertinsberger 
Straße, wendet sich in südöstlicher Richtung dem 
nördlichsten Punkt der Richardstraße zu, folgt de-

ren Nordgrenze unter Ausschluß der Hausgrund­
stücke dieser Straße bis zur Einmündung der Brü­
derstraße, von da aus zur Mitte der Werdohler Stra­
ße, der sie bis zum Zusammentreffen mit der Klu­
ser Straße folgt. Unter Ausschluß der Hausgrund­
stücke an der Kluser Straße verläuft die Grenze 
dieser Straße parallel weiter bis zum Kluser Spiel­
platz, folgt dessen Nord- und Ostgrenze, überquert 
die Werdohler Straße gegenüber der Einmündung 
der Bergstraße und folgt dieser nach Südwesten 
und dann der Reckenstraße nach Norden, dabei die 
beiderseits dieser Straßen gelegenen Hausgrund­
stücke einschließend, übe.rnimmt nun die Nord- und 
Otsgrenze des Schützenplatzes, überquert die Saar­
landstraße nordöstlich der Einmündung des Meme­
ler Weges und verläuft - jeweils unter Ausschluß 
der Hausgrundstücke an beiden Straßenseiten -
parallel zum Memeler Weg, zur Schützenstraße in 
südlicher Richtung und dann zur Schlittenbacher 
Straße nach Osten bis zur Bräuckenstraße. Sie 
überquert diese unter Einschluß des Hausgrund­
stückes Bräuckenstraße 36 und behält die einge­
schlagene südöstliche Richtung bei bis zum Auftref­
fen auf die östliche Stadtkreisgrenze in deren 
Schnittpunkt mit dem Kalver Landweg, der sie nun 
nach Norden und dann nach Westen bis zum oben 
näher beschriebenen Grenzausgangspunkt folgt. 

Auf ersteh u n g s - Kirchengemeinde 

Vom Schnittpunkt der Ostgrenze der kreisfreien 
Stadt Lüdenscheid mit dem Kalver Landweg über­
nimmt die Kirchengemeindegrenze nach Süden bzw. 
Westen die Stadtgrenze bis zur Straße Im Schäfer­
land, folgt deren Nordwestgrenze bis zur Einmün­
dung in die Neuenhofer Straße, überquert sowohl 
die Straße Im Schäferland und die Neuenhofer Stra­
ße und folgt der Ostgrenze der N euenhofer Straße 
bis zur Talstraße. Sie überquert die Talstraße und 
folgt dieser nach Nordosten und dann der Bodel­
schwinghstraße nach Nordwesten- dabei die Haus­
grundstücke beiderseits der beiden Straßen ein­
schließend -, wendet sich nun unter Ausklamme­
rung der Hausgrundstücke auf beiden Seiten der 
Hochstraße nach Osten bis zur Einmündung der 
Schützenstraße, wo sie die Hochstraße überquert, 
biegt ostwärts ab, die Hausgrundstücke beiderseits 
der Schlachthausstraße einschließend, bis zur Bräuk­
kenstraße, der sie unter Ausschluß der Hausgrund­
stücke auf beiden Straßenseiten bis zur Nordg.renze 
des Hausgrundstückes Bräuckenstraße 36 folgt, um 
dann in südöstlicher Richtung in gerader Linie auf 
den eingangs beschriebenen Grenzausgangspunkt 
zuzugehen. 

J o h a n n e s - Kirchengemeinde 

Die Grenze verläuft im Nordosten vom Schnitt­
punkt der Grenze der kreisfreien Stadt Lüdenscheid 
mit der Heedfelder Straße nach Südosten unter Ein­
schluß der Hausgrundstücke beiderseits dieser Stra­
ße bis südlich der Einmündung der geplanten Vol­
mestraße. Sie überquert hier die Heedfelder Straße 
und folgt zunächst dem Verlauf der geplanten Vol­
mestraße, dann nach etwa 100 m dem zur Aleman­
nenstraße führenden Weg, der Alemannenstraße 
und nach Überquerung der Friesenstraße der Straße 
In der Mark - jeweils die Hausgrundstücke beider-
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seits dieser vier Straßen einschließend - bis zur 
Nordgrenze des kleinen Waldstückes am Ende der 
Straße In der Mark, übernimmt diese Nordgrenze 
bis zur Bundesbahn, der sie unter Ausschluß des 
Bundesbahngeländes in südwestlicher Richtung folgt 
bis zum Auftreffen auf die Stadtkreisgrenze. Sie 
übernimmt diese in nordwestlicher, nördlicher und 
östlicher Richtung bis zum oben näher beschriebe­
nen Grenzausgangspunkt. 

Urkunde 
über die Bildung des Evangelischen 
Gemeindeverbandes Lüdenscheid 

Nach Anhörung des P.resbyteriums der Evange­
lischen Kirchengemeinde Lüdenscheid und des 
Kreissynodalvorstandes des Kirchenkreises Lüden­
scheid und mit ihrer Zustimmung ordnet die Lei­
tung der Evangelischen Kirche von Westfalen auf­
grund des § 5 des Kirchengesetzes über die Gesamt­
verbände und die Gemeindeverbände in der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen vom 21. Oktober 
1965 (KABl. 1965, Seite 111) folgendes an: 

Artikel I 

Die Evangelischen Kirchengemeinden in der 
Stadt Lüdenscheid, nämlich 

die Evangelische Erlöser-Kirchengemeinde Lü­
denscheid, 
die Evangelische Christus-Kirchengemeinde Lü­
denscheid, 
die Evangelische Kreuz-Kirchengemeinde Lüden­
scheid, 
die Evangelische Auferstehungs-Kirchengemein­
de Lüdenscheid, 
die Evangelische Johannes-Kirchengemeinde Lü­
denscheid, 

sämtlich im Kirchenkreis Lüdenscheid, bilden den 
,,Evangelischen Gemeindeverband Lüdenscheid". 

Artikel II 

Der Gemeindeverband hat unbeschadet der Rech­
te und Pflichten der Aufsichtsbehörden und der 
Vierbandsgemeinden die nachstehend genannten 
Aufgaben, für die ein gemeinsames Handeln der 
Verbandsgemeinden geboten und zweckmäßig er­
scheint. Im einzelnen hat er folgende Aufgaben: 

1. Die Erfüllung gemeinsamer Aufgaben im Dien­
ste der Wortverkündigung und Seelsorge. 

2. Zusammenarbeit in der Evangelischen Allianz 
und Ökumene. 

3. Aufgaben im Bereich der Diakonie: 
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a) Unterhaltung des Gemeindedienstes der Inne­
ren Mission. 

b} Unterhaltung der Kindergärten in den Ver­
bandsgemeinden und finanzielle Förderung 
der Kindergärten des Evangelischen Frauen­
vereins Lüdenscheid für die Dauer von zu­
nächst drei Jahren. 

c) Bildung eines Ausschusses für Äußere Mission 
und eines Ausschusses für das Gutav-Adolf­
Werk. 

4. Aufgaben im Verhältnis zu Stadt und Öffentlich­
keit: 

a) Vertretung gegenüber der Öffentlichkeit, so­
weit ein einheitliches Handeln geboten er­
scheint. 

b) Vertretung in städtischen Ausschüssen. 
c) Vertretung im Kuratorium des Zeppelin-Gym­

nasiums und Wahrung seines evangelisch-stif­
tischen Charakters. 

5. Aufgaben im Blick auf übergemeindliche Liegen­
schaften: 

a) Betrieb des Hospizes und Gemeindehauses 
,,Wiedenhof", Bahnhofstraße 22. 

b) Durchführung der Jugendarbeit im Evange­
lischen Jugendheim, Mathildenstraße 30, für 
die Dauer von zunächst drei Jahren. 

6. Aufgaben auf dem Gebiet des Friedhofswesens: 
Verwaltung der Friedhöfe an der Mathildenstra­
ße und am Wehberg und ihre Ausstattung mit 
den nötigen Gebäuden. 

7. Gemeinsame Verwaltungsaufgaben: 

a) Errichtung und Unterhaltung eines Gemeinde­
amtes für die gemeinsame Verwaltung der 
Verbandsgemeinden. 

b) Schaffung einheitlicher Gebühren und Bei­
tragssätze in den Verbandsgemeinden. 

c) Zentrale Abwicklung des Schuldendienstes. 

Artikel III 

Für die Erfüllung der in Artikel II, Ziffer 1 ge­
nannten Aufgaben gilt der Beschluß des Presbyte­
riums der Evangelischen Kirchengemeinde Lüden­
scheid vom 3. Oktober 1966. 

Artikel IV 

Der Verband erfüllt seine Aufgaben im Dienste 
der Verbandsgemeinden. Sein Finanzbedarf wird 
durch Beiträge der Verbandsgemeinden gedeckt. 

Artikel V 

Die Verfassung und Geschäftsführung des Ver­
bandes regelt die Verbandssatzung. 

Artikel VI 

Diese Urkunde tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 

Bielefeld, den 5. Januar 1967 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D. Wilm Schmidt 

Urkunde 

„Die durch Urkunde der Evangelischen Kirche 
von Westfalen - Landeskirchenamt - in Bielefeld 
vom 5. 1. 1967 vollzogene Teilung der Kirchenge­
meinde Lüdenscheid in die 



a) evangelische Erlöser-Kirchengemeinde 
b) evangelische Christus-Kirchengemeinde 
c) evangelische Kreuz-Kirchengemeinde 
d) evangelische Auferstehungs-Kirchengemeinde 
e) evangelische Johannes-Kirchengemeinde 

Lüdenscheid 
wird hierdurch für den staatlichen Bereich aner­
kannt. Gleichzeitig wir.d die Urkunde vom 5. 1. 
1967 über die Bildung eines evangel. Gemeindever­
bandes Lüdenscheid staatlich anerkannt." 

Arnsberg (Westf.), den 10.Jan.1967 

(L.S.) 

Der Regierungspräsident 
Im Auftrage: 

Prinz zu Waldeck 

Satzung 
des Evangelischen Gemeindeverbandes 

Lüdenscheid 

§ 1 

Der Evange,lische Gemeindeverband Lüdenscheid 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§ 2 

Die Befugnisse des Gemeindeverbandes werden 
durch den Verbandsvorstand ausgeübt. Eine Ver­
bandsvertretung wird nicht gebildet, ihre Aufga­
ben werden dem Verbandsvorstand übertragen. 

§ 3 

Der Verbandsvorstand besteht aus je einem Pfar­
rer der fünf Verbandsgemeinden und je einem nicht­
theologischen Mitglied für jeden Pfarrbezirk. 

Die Mitglieder des Verbandsvorstandes werden 
von den Presbyterien alsbald nach der jeweiligen 
allgemeinen Presbyterwahl auf die Dauer von 4 
Jahren gewählt. Für jedes Mitglied ist ein Stell­
vertreter zu bestellen. Wiederwahl ist zulässig. Die 
Mitgliedschaft im Verbandsvorstand endet mit dem 
Ausscheiden aus dem Presbyterium. Scheidet ein 
gewähltes Mitglied aus dem Verbandsvorstand aus, 
so ist für den Rest der Amtsdauer ein anderes Mit­
glied zu wählen. Die Mitglieder des Verbandsvor­
standes wählen den Vorsitzenden und seinen Stell­
vertreter auf die Dauer von 2 Jahren. Ist der Vor­
sitzende ein Pfarrer, soll der Vertreter ein Presby­
ter sein. Ist der Vorsitzende ein Presbyter, soll der 
Vertreter ein Pfarrer sein. Wiederwahl ist zulässig. 

§ 4 

Der Verbandsvorstand leitet den Gemeindever­
band unbeschadet der Rechte der Aufsichtsbehörden 
und der Verbandsgemeinden. Er vertritt den Ge­
meindeverband gerichtlich und außergerichtlich. Er 
setzt die Höhe der Beiträge der einzelnen Ver­
bandsgemeinden im Verhältnis der jährlichen Zu-

weisung der Kirchensteuerverteilungsstelle des Kir­
chenkreises fest. 

§ 5 

Der Verbandsvorstand wird vom Vorsitzenden 
nach Bedarf einberufen. Der Vorsitzende hat den 
Verbandsvorstand innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen einzuberufen, wenn ein Drittel der Mit­
glieder oder eine Verbandsgemeinde dies schriftlich 
unter Angabe der Verhandlungsgegenstände bean­
tragt. Die Einladung und die Tagesordnung sollen 
den Beteiligten in der Regel eine Woche vor der· 
Sitzung zugegangen sein. Der Verbandsvorstand ist 
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mit­
glieder erschienen ist. Für seine Beschlüsse gilt Ar­
tikel 69 der Kirchenordnung entsprechend. 

Die Protokolle der Verhandlungen des Ver­
bandsvorstandes sind den Verbandsgemeinden zu­
zustellen. Der Verbandsgeschäftsführer nimmt an 
den Sitzungen des Verbandsvorstandes mit beraten­
der Stimme teil. Ebenso sollen die übrigen Mitar­
beiter des Gemeindeverbandes zu wichtigen Ange­
legenheiten ihres Arbeitsbereiches mit beratender 
Stimme hinzugezogen werden. 

§ 6 

Die Beschlüsse werden durch Auszüge aus dem 
Verhandlungsbuch beurkundet, die der Vorsitzen­
de beglaubigt. Urkunden, welche den Gemeinde­
verband Dritten gegenüber verpflichten sollen, so­
wie Vollmachten, sind von dem Vorsitzenden und 
zwei Mitgliedern des Verbandsvorstandes zu un­
terschreiben und mit dem Siegel des Gemeindever­
bandes zu versehen. Dadurch wird Dritten gegen­
über die Gesetzmäßigkeit der Beschlußfassung fest­
gestellt. 

§ 7 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Verband und 
einer Verbandsgemeinde über Rechte und Ver­
bindlichkeiten aus dem Verbandsverhältnis ent­
scheidet auf Antrag das Landeskirchenamt. Gegen 
seine Entscheidung kann binnen eines Monats nach 
Zustellung der Entscheidung der Rechtsausschuß 
der Evangelischen Kirche von Westfalen angerufen 
werden. Dieser entscheidet endgültig. 

§ 8 

Soweit in der Satzung nichts anderes bestimmt 
ist, finden auf die Mitglieder des Verbandsvorstan­
des sowie auf die Geschäftsführung und Verwal­
tung des Gemeindeverbandes die entsprechenden 
Bestimmungen der Kirchenordnung für die Evange­
lische Kirche von Westfalen und der Verwaltungs­
ordnung der Evangelischen Kirche von Westfalen 
sinngemäß Anwendung. 

§ 9 

Für besondere Aufgaben kann der Verbandsvor­
stand beratende Ausschüsse bilden. Ihnen können 
auch Gemeindeglieder angehören, die nicht Mitglie­
der eines Presbyteriums sind. 
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§ 10 

Der Gemeindeverband übernimmt die Beamten 
und Angestellten des bisherigen Gemeindeamtes, 
des Gemeindedienstes für Innere Mission, die Mit­
arbeiter im Jugendheim Mathildenstraße, die Mit­
arbeiterinnen in den bestehenden Kindergärten so­
wie das Friedhofspersonal der Evangelischen Kir­
chengemeinde Lüdenscheid. Alle übrigen Mitarbei­
ter werden in das Dienstverhältnis derjenigen Kir­
chengemeinde übernommen, in deren Bereich sie 
am 31. Dezember 1966 tätig sind. Die den Beamten 
und Angestellten zustehenden Rechte auf Amtsbe­
zeichnung, Besoldung und Versorgung bleiben un­
berührt. 

§ 11 

Beschlüsse über eine Änderung der Verbands­
aufgaben und der Verbandssatzung erfordern, daß 
zwei Drittel der Mitglieder des Verbandsvorstan­
des anwesend sind und zwei Drittel ihrer anwe­
senden Mitglieder zustimmen. Diese Beschlüsse be­
dürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. 

Bielefeld, den 5. Januar 1967 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) D. W i 1 m S c h m i d t 

Wechsel der Schulart während des Schul­
jahres; hier: Auslegung des§ 30 SchOG 

Landeskirchenamt 
AZ.: 2650/C 9-52 

Bielefeld, den 3. 2. 1967 

Nachstehenden Runderlaß des Herrn Kultus­
ministers vom 26. 10. 1966 - Az.: III A 36 - 5/0 -
2807/66, der in der Dezembernummer des Amtsblat­
tes des Kultusministers veröffentlicht worden ist, 
geben wir bekannt: 

,,Wie mir bekanntgeworden ist, hat die Anwen­
dung des § 30 SchOG in der Praxis gelegentlich zu 
Schwierigkeiten geführt. Wenn Erziehungsberech­
tigte mit schulpflichtigen Kindern während des 
Schuljahres in eine andere Gemeinde verziehen, 
wird bei der Umschulung zuweilen auch ein Wech­
sel der Schulart begehrt. Begründet wird dieses 
Begehren mit dem Hinweis, daß ohnehin am Ende 
des Schuljahres ein Wechsel der Schulart beabsich­
tigt sei und man diesen Schritt zur Vermeidung 
einer zweimaligen Umschulung schon sofort nach 
dem Wohnungswechsel vornehmen möchte. 

Nach§ 30 Abs.1 SchOG ist ein Wechsel der Schul­
art ansieh nur zu Beginn eines jeden Schuljahres 
möglich und die Anmeldung nach § 30 Abs. 2 SchOG 
auch für die Dauer eines Schuljahres bindend. Diese 
Vorschrift hat jedoch den Sinn, dem Schulträger 
und den Schulaufsichtsbehörden die Möglichkeit 
zu geben, die dadurch erforderlichen schulorganisa­
torischen Maßnahmen zu planen bzw. zu treffen. 
Diese Möglichkeit wird aber in keiner Weise beein­
trächtigt, wenn anläßlich des Umzuges in eine an­
dere Gemeinde gleichzeitig ein Wechsel der Schul­
art zugelassen wird. 
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Ich bitte, künftig entsprechend zu verfahren. 
An die Regierungspräsidenten des Landes." 

Kurse zum Erwerb der Notfakultas für 
den Evangelischen Religionsunterricht an 

höheren Schulen 
Landeskirchenamt 
Az.: 1821/C 9-07 c Beih. 

Bielefeld, den 24. 2. 1967 

Seit einigen Jahren veranstaltet das KolJeg für 
Evangelische Unterweisung der Evangelischen Kir­
che im Rheinland, 532 Bad Godesberg - Heiderhof -, 
Akazienweg, Ruf: 65388, für Studienräte und Asses­
soren Kurse zum Erwerb der Notfakultas für das 
Fach Evangelische Unterweisung. 

Da an vielen höheren Schulen Lehrerinnen .und 
Lehrer mit Religionsfakultas fehlen, häufen sich die 
Schwierigkeiten, den evangelischen Religionsunter­
richt im Sinne der amtlichen Richtlinien durchzu­
führen. In dieser Notlage beauftragen die Evangeli­
schen Kirchen im Rheinland, von Westfalen und 
Lippe seit zehn Jahren ein pädagogisch-theologi­
sches Institut damit, allen Philologen mit abge­
schlossener Ausbildung, die sich ohne Fakultas frei­
willig am Religionsunterricht beteiligen möchten, zu 
einer sachgemäßen Vorbereitung auf diesen Unter­
richt zu verhelfen. 

Das Kolleg für Evangelische Unterweisung bietet 
deshalb Lehrgänge an, die mit einem Kolloquium 
abschließen, auf Grund dessen der kirchliche Lehr­
auftrag und eine begrenzte staatliche Lehrbefähi­
gung erteilt werden. Ein Lehrgang umfaßt 4 Kurse 
von je 12 Tagen und wird normalerweise in 2 Jah­
ren zu Ende geführt. Da die Kurse stofflich aufein­
ander aufbauen, empfiehlt es sich, die vorgesehene 
Reihenfolge (1, 2, 3, 4) einzuhalten. Weil aber jeder 
Kursus in sich geschlossen ist, können Beginn und 
Fortführung der Studien notfalls den schulischen 
Bedürfnissen angepaßt werden. Die Kurse sind mit 
Rücksicht auf die Schule möglichst in die Ferien 
gelegt worden. Im Schuljahr sollen höchstens 12 
Unterrichtstage ausfallen. 

Die Schulkollegien in Düsseldorf und Münster 
und die Kultusministerien in Mainz und Saarbrük­
ken haben den für .diese Kurse erforderlichen Ur­
laub grundsätzlich genehmigt. 

Alle Studienrätinnen und Assessorinn~n, Stu­
dienräte und Assesoren, die ohne Fakultas evangeli­
schen Religionsunterricht erteilen oder erteilen wol­
len, sind hierdurch herzlich eingeladen. 

In Vorlesungen und Obungen werden behandelt: 

Kursus XV, 2 
vom 3. bis 14. Januar 1967 in Mülheim (Ruhr), Evan­
gelische Akademie Haus der Begegnung, Uhlen­
horstweg 29 
Genesis - Theologie der Synoptiker - Geschichte 
der Alten Kirche - Zweiter und erster Glaubens­
artikel - Didaktik 
Anreise: 3. Januar bis 18.00 Uhr 
Abreise: 14. Januar nach dem Mittagessen 

Vokationsrüstzeit 
für Kursus XIII vom 5. bis 7. Januar 1967 in Mül­
heim (Ruhr) 

Kursus XIV, 4 
(Abschlußkursus mit Kolloquium und Vokations-



rüstzeit) vom 28. März bis 8. April 1967 in der Kirch­
lichen Hochschule Wuppertal, Missionsstraße 9-17 
Psalmen-Ausgewählte Paulus-Texte - Luther -
Dritter Glaubensartikel und Ethik - Methodik 
Anreise: 28. März bis 18.00 Uhr 

V oka tionsrüstzei t 
für Kursus XIV dort vom 7. bis 8. April 1967 
Abreise: 8. April gegen 18.00 Uhr (auf Wunsch be­
steht die Möglichkeit einer weiteren Übernachtung) 
Für Kursusteilnehmer die an Kolloquium und Vo­
kationsrüstzeit nicht teilnehmen, endet der Kursus 
am 6. April nach dem Abendessen 

Kursus XVI, 1 
(Eingangskursus) vom 16. bis 27. Mai 1967 in Haus 
Villigst bei Schwerte (Ruhr) 
Einführung ins Alte Testament - Einführung ins 
Neue Testament - Geschichte des Urchristentums 
und Grundfragen der Kirchengeschichte - Grund­
fragen der Dogmatik - Didaktik 
Anreise: 16. Mai bis 15.30 Uhr 
Abreise: 27. Mai nach dem Mittagessen 

Kursus XV, 3 
vom 23. Oktober bis 4. November 1967 im Pädago­
gisch-Theologischen Institut in Bad Godesberg-Hei­
derhof, Akazienweg 
Einführung in die Prophetie - Das älteste Evange­
lium im Unterricht - Kirchengeschichte des Mittel­
alters - Christologie und Ekklesiologie - Didak­
tik und Methodik 
Anreise: 23. Oktober bis 18.00 Uhr 
Abreise: 4. November nach dem Mittagessen 

Kursus XVI, 2 
vom 2. bis .13. Januar 1968 in Mülheim (Ruhr), Evan­
gelische Akademie Haus der Begegnung, Uhlen­
horstweg 29 
Genesis - Theologie der Synoptiker ,--'- Geschichte 
der Alten Kirche - Zweiter und erster Glaubens­
artikel - Didaktik 
Anreise: 2. Januar bis 18.00 Uhr 
Abreise: 13. Januar nach dem Mittagessen 

Kursus XV, 4 
(Abschlußkursus mit Kolloquium und Vokations­
rüstzeit) vom 16. bis 28. April 1968 im Pädagogisch­
Theologischen Institut in Bad Godesberg-Heiderhof, 
Akazien weg 
Psalmen - Ausgewählte Paulus-Texte - Luther -
Dritter Glaubensartikel und Ethik - Methodik 
Anreise: 16. April bis 18.00 Uhr 

Vokationsrüstzeit 
für Kursus XV dort vom 26. bis 28. April 1968 
Abreise: 28. April nach dem Mittagessen 
Für Kursusteilnehmer, die an Kolloquium und Vo­
kationsrüstzeit nicht teilnehmen, endet der Kursus 
am 25. April nach dem Abendessen 

Der Kostenbeitrag für einen zweiwöchigen Kur­
sus beträgt 90,- DM. Darin sind 60,- DM als Bei­
trag zum Pensionspreis und 30,- DM als Kolleggeld 
enthalten. 

Nordrhein-Westfalen und das Saarland erstatten 
den Teilnehmern auf Antrag die Fahrkosten 2. Klas­
se und das Kolleggeld ganz, den Beitrag zum Pen­
sionspreis zur Hälfte (Erl. des KM NW vom 1. 6. 

1965 Az.: Z B/3 - 24/20 - 385/65). Den Teilneh­
mern aus Rheinland-Pfalz entstehen keine Kosten. 

Ein Ferienseminar für alle evangelischen Reli­
gionslehrer an Gymnasien im Bereich des Schulkol­
legiums Düsseldorf ist an die Stelle des Fortbil­
dungskursus getreten. 

Für Nordrhein erfolgt die Einladung durch die 
Schulen. Ehemalige Kursusteilnehmer aus Westfa­
len und Lippe wollen bitte Programme bei der 
Schulabteilung des Landeskirchenamtes Düsseldorf 
anfordern und sich ggf. über das Landeskirchenamt 
Bielefeld bzw. Detmold dazu anmelden. 

Anmeldungen und Anfragen sind an folgende 
Anschriften zu richten: 
aus dem Gebiet der rheinischen Kirche 
an die Schulabteilung im Landeskirchenamt in 
4 Düsseldorf, Inselstraße 10 
aus dem Gebiet der westfälischen Kirche 
an das Landeskirchenamt in 48 Bielefeld, Altstädter 
Kirchplatz 5 
aus dem Gebiet der lippischen Kirche 
an das Landeskirchenamt in 493 Detmold, Leopold­
straße 27. 

Wir bitten alle Pfarrer, die Religionsunterricht 
an Gymnasien erteilen, im Kollegium der betref­
fenden Schule persönlich für die Teilnahme an die­
sen Kursen zu werben. 

Persönliche und andere Nachrichten 
Bestätigt sind 

die von der Kreissynode Minden am 18. 2. 1967 
vollzogene Wahl des Pfarrers Dietrich W i 1 k e zum 
Superintendenten und die Wahl des Pfarrers Paul­
Gerhard O s t e r m a n n zum Synodalassessor des 
Kirchenkreises M i n d e n. · 

Zu besetzen sind 
die durch den Tod des Pfarrers Dr. med. August 

Morjan frei gewordene 3. Pfarrstelle der Kirchen­
gemeinde B e r 1 e b ur g, Kirchenkreis Wittgenstein. 
Die Kirchengemeinde hat das Wahlrecht. Bewer­
bungsgesuche sind durch den Herrn Superintenden­
ten in Erndtebrück an das Presbyterium zu richten. 
Die Gemeinde hat den Heidelberger Katechismus; 

die 12. Pfarrstelle der Vereinigten Kirchenkreise 
D o r t m u n d. Der Bewerber hat Evangelische Un­
terweisung an berufsbildenden Schulen zu erteilen. 
Der Kirchenkreis hat das Wahlrecht. Bewerbungs­
gesuche sind an den Herrn Superintendenten in 
Dortmund, Olpe 35, zu richten; 

die 6. Pfarrstelle des Kirchenkreises G ü t e r s -
1 oh. Der Bewerber hat Evangelische Unterweisung 
an berufsbildenden Schulen in Wiedenbrück zu er­
teilen. Der Kirchenkreis hat das Wahlrecht. Be­
werbungsgesuche sind an den Herrn Superinten­
denten in Gütersloh zu ,richten; 

die durch die Berufung des Pfarrers Dr. Walter 
Kirchhoff zum Militärpfarrer erledigte 4. Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde H a 11 e, Kirchenkreis Halle. 
Die Kirchengemeinde hat das Wahlrecht. Bewer­
bungsgesuche sind durch den Herrn Superintenden­
ten in Werther an das Presbyterium zu richten. Die 
Gemeinde hat Luthers Katechismus; 

die durch den Eintritt des Pfarrers Leimbach in 
den Ruhestand zum 1. Juli 1967 frei werdende 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde L e e d e n, Kir-
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chenkreis · Tecklenburg. Die Kirchengemeinde hat 
das Wahlrecht. Bewerbungsgesuche sind durch den 
Herrn Superintendenten in Lengerich an das Pres­
byterium zu richten. Die Gemeinde hat den Heidel­
berger Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Schmidt 
zum Pfarrer der Kirchengemeinde Brochterbeck er­
ledigte 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde L e n -
g e r i c h - H o h n e, Kirchenkreis Tecklenburg. Die 
Kirchengemeinde hat das Wahlrecht. Bewerbungs­
gesuche sind durch den Herrn Superintendenten in 
Lengerich an das Presbyterium zu richten. Die Ge­
meinde hat den Heidelberger Katechismus; 

die neu errichtete 3. Pfarrstelle der Kirchenge­
meinde W a 1 t r o p, Kirchenkreis Recklinghausen. 
Die Kirchengemeinde hat das Wahlrecht. Bewer­
bungsgesuche sind durch den Herrn Superintenden­
ten in Recklinghausen an das Presbyterium zu rich­
ten. Die Gemeinde hat Luthers Katechismus. 

Berufen sind 

Pfarrer Gottfried C r e m e r zum Pfarrer der 
S t. J o h a n n i s - Kirchengemeinde V 1 o t h o, Kir­
chenkreis Vlotho, als Nachfolger des Pfarrers Her­
mann Barth, der in den Ruhestand getreten ist; 

Pfarrer Horst Ingo J a e n e zum Pfarrer der 
Auf ersteh u ngs-Kirchengemeinde Münster, 
Kirchenkreis Münster, als Nachfolger des verstorbe­
nen Pfarrers Heinrich Adler; 

Hilfsprediger Reinhard F a 1 t i n zum Pfarrer 
der Kirchengemeinde B r u c h, Kirchenkreis Reck­
linghausen, als Nachfolger des Pfarrers Werner 
Topp, der in den Ruhestand getreten ist; 

Hilfsprediger Jost K 1 am m er zum Pfarrer der 
M a r t i n - Kirchengemeinde D o r t m u n d, Kir­
chenkreis Dortmund-Mitte, als Nachfolger des Pfar­
rers Erich Probst, der in den Ruhestand getreten 
und inzwischen verstorben ist; 

Hilfsprediger Karl N i e h a u s zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde V e r s m o 1 d, Kirchenkreis Halle, 
als Nachfolger des in den Ruhestand getretenen 
Pfarrers und Superintendenten Max Rietbrock; 

Pastor Erich E 1 t z n e r zum Prediger im Dien­
ste der G n a d e n - Kirchengemeinde H a g e n, 
Kirchenkreis Hagen. 

Gestorben sind 

Pfarrer Fritz Ei c k hoff in Wattenscheid-Hön­
trop, Kirchenkreis Gelsenkirchen, am 4. Februar 
1967 im 59 .. Lebensjahre; 

Diakon i. R. Franz F a b r i t z früher in Berlin­
Lichtenberg, Kirchenprovinz Berlin-Brandenburg, 
am 26. Januar 1967 im 80. Lebensjahre; 

Oberpfarrer i. R. Hans H e y n, früher in Mei­
ningen, Ev. Kirche Thüringens, am 14. Februar 1967 
im 78. Lebensjahre; 

Pfarrer i. R. Werner K o e n necke, früher in 
Lüdenscheid, Kirchenkreis Lüdenscheid, am 20. Fe­
bruar 1967 im 68. Lebensjahre; 

Pfarrer Dr. August Mo r j an in Berleburg, Kir­
chenkreis Wittgenstein, am 3. Februar 1967 im 61. 
Lebensjahre; 

Superintendent i. R. Dr. theol. Karl Winter, 
früher in Loitz, Kirchenkreis Loitz/Pommern, am 
18. Februar 1967 im 85. Lebensjahre. 

Prüfung von Kirchenmusikern 

Das k 1 e i n e Anstellungsfähigkeitszeugnis hat 
nach Ablegung der Prüfung erhalten: Ilse Marie 
Reinhardt, 4628 Lünen, Ernst-Becker-Str. 33. 

Stellenangebot 

Der Kirchenkreis Gütersloh sucht für die Kir­
chenkreisverwaltung einen jüngeren Mitarbeiter 
mit erster und möglichst auch zweiter kirchlicher 
Verwaltungsprüfung als Verwaltungsangestellten. 
Die Übernahme in das Kirchenbeamtenverhältnis 
ist möglich. Eine Kirchenbeamtenstelle der Besol­
dungsgruppen A 9/ A 10 LBO. NW. ist vorhanden. 
Bewerbungen werden erbeten an den· Herrn Su­
perintendenten des Kirchenkreises Gütersloh, 483 
Gütersloh, Moltkestraße 29, Postfach 497. 
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